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Tipps für die Praxis 

1.	
Aus den Regelungen der GewO ergibt 
sich, dass die Durchführung verbote-
ner Ventilgeschäfte eine Bebußbarkeit 
gemäß § 144 GewO, ggf. gar eine 
Strafbarkeit gemäß § 148 GewO nach 
sich ziehen. Die Zusammenarbeit mit 
gebundenen Versicherungsvertretern 
sollte sich daher darauf beschränken, 
dass diese ausschließlich den Kunden-
kontakt herstellen und mithin selbst 
keine Versicherung i.S.d. § 34d GewO 
vermitteln.

Jedenfalls sollte die vermittelte 
Versicherung vor Abschluss vom 
Versicherungsmakler geprüft werden, 
um sicherzustellen, dass der Abschluss 
zu einem marktangemessenen Preis 

erfolgt. Auf diese Weise lässt sich 
zumindest eine Betrugs(beihilfe)straf-
barkeit vermeiden.    

2.	
Ein Tätigwerden des Versicherungs-
maklers nach Verlust der Erlaubnis 
führt jedenfalls zur Begehung einer 
Ordnungswidrigkeit, ggf. auch einer 
Straftat nach der GewO. Eine Be-
trugsstrafbarkeit scheidet indes im 
Normalfall aus. Dennoch sollte eine 
Versicherungsvermittlung nach Verlust 
der Erlaubnis unterbleiben.

Der Verlust der eigenen Versicherung 
führt für den Makler nur dann zu einer 
Strafbarkeit / Bebußbarkeit, wenn er 
treuhänderisch Zahlungen seines Kun-
den annimmt, diesen über die fehlende 
Versicherung im Unklaren lässt und 

auch keine anderweitigen Sicherheiten 
zur Verfügung stellt. Verliert der Ver-
sicherungsmakler seine Versicherung, 
bestehen daher (zumindest theoretisch) 
Möglichkeiten, eine Strafe / Buße zu 
vermeiden, indem andere Sicherheiten 
beigebracht werden.   

3.	
Die Vermittlung von Versicherungen 
eines ohne erforderliche Erlaubnis tätig 
werdenden Versicherungsunterneh-
mens sollte in jedem Fall unterbleiben. 
Zwar lässt sich eine Strafbarkeit wegen 
Betrugs vermeiden, indem darauf 
geachtet wird, dass die fehlende Er-
laubnis und die mit ihr einhergehenden 
fehlenden Überprüfungen und Vorkeh-
rungen keinen Schaden des Kunden 
begründen, doch ergeben sich bedeu-

Text 
von
Rechtsanwalt Stephan Michaelis LL.M. 
und Rechtsanwalt Lasse Conradt, 
Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte 
(Stand April 2017, vor IDD)

14 Tipps für die  
Makler-Praxis 
– um die eigene Strafbarkeit als  
Versicherungsmakler zu vermeiden –
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tende Haftungsrisiken aus dem VAG. 
Das Bußgeld von bis zu 100.000 Euro 
bei einem Verstoß gegen § 144a Abs. 1 
Nr. 2 VAG scheidet allenfalls in der Si-
tuation eines Versicherungsnotstandes 
aus, das heißt, wenn eine Versicherung 
des Risikos bei einem Versicherer, der 
eine erforderliche Erlaubnis nachweisen 
kann, nicht möglich ist. 

Jedenfalls dürfte der Aufwand 
einerseits der Überprüfung, dass dem 
Kunden aus der fehlenden Erlaubnis 
des Versicherungsunternehmens kein 
Schaden entsteht, sowie eines etwaigen 
Versicherungsnotstandes (insbesondere 
da bei der Überprüfung auch Unter-
nehmen mit Erlaubnissen aus anderen 
EU-Staaten berücksichtigt werden müs-
sen) den Gewinn durch die erfolgreiche 
Vermittlung zumeist nicht aufwiegen. 
Darüber hinaus begibt sich der vermit-
telnde Versicherungsmakler angesichts 
des weiten Beurteilungsspielraums trotz 
gewissenhafter Prüfung jedenfalls in 
die Gefahr behördlicher Ermittlungen.

4.	
Derjenige Versicherungsmakler, der 
seinen Beruf gewissenhaft ausübt, 
riskiert aufgrund seiner alltäglichen 
Vermittlung keine Strafbarkeit wegen 
Betrugs. Erst wenn dem Kunden ein 
überteuertes Produkt ohne hinrei-
chende Prüfung „angedreht“ wird, 
droht eine Strafbarkeit aus § 263 Abs. 
1 StGB. Ist erkennbar, dass das Produkt 
den Versicherungsnehmer wirtschaft-
lich überfordern kann, sollte der Makler 
darauf hinweisen und dokumentieren, 
dass der Kunde trotz des expliziten 
Hinweises den Vertrag schließen wollte. 
Auch bei offensichtlich ungeeigneten 
Produkten sollte der Makler Vorsicht 
walten lassen.

Um Risiken zu vermeiden gilt: Bei 
Unklarheiten lieber einmal zu viel, 
als einmal zu wenig aufklären und die 
Aufklärung dokumentieren. Ist der 
kritische Umstand dem Kunden nach-
weisbar mitgeteilt worden, entfallen 

die Täuschung und sein Irrtum, sodass 
eine Betrugsstrafbarkeit jedenfalls 
ausscheidet. Erkennt der Versiche-
rungsmakler mithin, dass ein Fall der 
normativen Schadensbegründung 
einschlägig sein könnte, oder konnte 
er – etwa aufgrund von Eilbedürftigkeit 
– den Markt nicht hinreichend prüfen, 
muss er dies dem Kunden mitteilen. 

 
5.	
Durch die nachträgliche Änderung von 
nach der VersVermV erforderlichen Do-
kumenten kann der Versicherungsmak-
ler eine Ordnungswidrigkeit begehen. 

Weitere Risiken – auch in Bezug 
auf Pflichten aus dem VVG – ergeben 
sich aus den Straftatbeständen der 
Urkundenfälschung, § 267 Abs. 1 
StGB bzw. der Fälschung beweiser-
heblicher Daten, § 269 Abs. 1 StGB. 
Entscheidend ist im Rahmen des § 267 
StGB das Vorliegen einer Urkunde. 
Dies richtet sich nicht nach der zivil-
rechtlichen Unterscheidung zwischen 
Schrift- und Textform und dürfte im 
Falle der Beratungsdokumentation in 
den allermeisten Fällen gegeben sein. 
Im Falle elektronischer Speicherung 
greift zudem die Regelung des § 269 
StGB. Das strafrechtliche Risiko im Um-
gang mit der Beratungsdokumentation 
ist insofern im Rahmen der Textform 
nicht geringer als bei der Schriftform, 
sodass nichts dagegenspricht, aufgrund 
der zivilprozessrechtlichen Vorteile (vgl. 
§ 416 ZPO) der Schriftform auf diese 
zurückzugreifen.   

Keinen Schutz vor der Urkundenfäl-
schung bietet bei Veränderung der Be-
ratungsdokumentation der Grundsatz, 
dass die schriftliche Lüge nicht strafbar 
ist und die Urkundsdelikte nur vor dem 
Auseinanderfallen von tatsächlichem 
und scheinbarem Aussteller schützen 
wollen. Die herrschende Meinung 
macht hier eine Ausnahme im Fall eines 
beweisinteressierten Dritten, der in 
Person des Kunden bei der Beratungs-
dokumentation stets anzunehmen ist.

Schutz bietet dem gutwilligen Versi-
cherungsmakler hingegen das Merkmal 
der (fehlenden) Täuschungsabsicht. 
Um sich hierauf berufen zu können, 
sollten nachträgliche Änderungen der 
Beratungsdokumentation daher stets 
kenntlich gemacht und mit Datum, 
Namensangabe und eventuell dem 
Änderungsgrund versehen werden.      

6.	
Ist die Dokumentation nicht rechtzeitig 
erfolgt, sollte diese schnellstmöglich 
nachgeholt werden, um weiterge-
hende Haftung zu vermeiden. Aus 
der verspäteten Dokumentation an 
sich ergeben sich insoweit keine straf- 
oder ordnungswidrigkeitsrechtlichen 
Risiken. Sollte die Dokumentation indes 
fehlerhaft sein, oder bewusst irrefüh-
rend als rechtzeitig dargestellt werden, 
ergibt sich die Gefahr einer Strafbarkeit 
wegen (versuchten) Betrugs, wenn auf 
diese Weise Ansprüchen des Kunden 
entgegengetreten werden soll. Ist die 
Situation soweit gekommen, hilft zur 
Vermeidung von Strafe nur noch der 
ehrliche Austausch mit dem Kunden.

7.	
Die Zerstörung der Beratungsdoku-
mentation hat jedenfalls straf- und 
ordnungswidrigkeitsrechtliche Konse-
quenzen und muss unter allen Umstän-
den unterbleiben. Frühestens, wenn 
dem Kunden keinerlei Ansprüche mehr 
aus dem zu Grunde liegenden Geschäft 
entstehen können und kein Überprü-
fungsinteresse einer Behörde bestehen 
kann, frühestens aber nach fünf Jahren,  
kommt eine Zerstörung in Betracht.  

8.	
Das Vorspiegeln eines abweichenden 
Beratungsablaufes kann für sich genom-
men keine strafrechtlichen Folgen nach 
sich ziehen. Führt die Behauptung indes 
dazu, dass konkrete Vermögenswerte 
des Kunden zunichtegemacht werden, 
besteht die Gefahr einer Strafbarkeit 
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wegen (versuchten) Betrugs. Eine 
Täuschung des Kunden sollte spätestens 
zu diesem Zeitpunkt unterbleiben. 
Insbesondere vor Gericht sollten keine 
falschen Aussagen getätigt werden. 
Ist dies bereits Geschehen, sollten die 
falschen Angaben schnellstmöglich vor 
einer zuständigen Stelle berichtigt wer-
den, um in den Vorzug der Regelung aus 
§ 158 Abs. 1 StGB (der Berichtigung 
einer falschen Angabe) zu gelangen.               

9.	
Jedenfalls vor Gericht sollten unwahre 
Bezichtigungen eines Vor-/„Nebenmak-
lers“ oder des Vermittlers unterbleiben, 
um eine Strafbarkeit wegen Betrugs 
und Falschaussage zu vermeiden.

10.	
Besteht für den Versicherungsnehmer 
kein Anspruch gegen seine Versi-
cherung, ist er darauf hinzuweisen. 
Selbstverständlich kann er in diesem 
Zusammenhang auch dabei unterstützt 
werden, bestehende Unklarheiten in sei-
ner Darstellung des Schadenshergangs 
zu vermeiden und den wahren Sachver-
halt möglichst günstig darzustellen. 

Darüber hinaus ist eine neutrale Auf-
klärung hinsichtlich der Vertragslage, 
ohne sich wegen Beihilfe zum Betrug 
strafbar zu machen, solange zulässig, 
wie der Versicherungsmakler nicht 
sicher weiß, dass sein Kunde einen 
Betrug gegenüber der Versicherung 
begehen will. Die Aufforderung zum 
Lügen sowie die bewusste Unterstüt-
zung bei der Erarbeitung einer falschen 
Schadensmeldung müssen in jedem Fall 
unterbleiben. Darüber hinaus ergibt 
sich für den Fall, dass der Makler mit 
einer falschen Darstellung seines Kun-
den rechnet, ein nur schwer kalkulier-
bares Strafbarkeitsrisiko, dem jedenfalls 
durch einen klar dokumentierten 
Hinweis auf das Verbot eines solches 
Verhaltens und die Beschränkung 
auf reine abstrakte Darstellungen der 
Rechtslage begegnet werden muss.

Unter allen Umständen muss der 
Versicherungsmakler die selbständige 
Schadensabwicklung gegenüber dem 
Versicherungsunternehmen unterlas-
sen, wenn er weiß, dass ein unwahrer 
Sachverhalt zu Grunde liegt. Andern-
falls läuft er Gefahr, sich selbst wegen 
Betrugs strafbar zu machen.      

11.	
Wird das Vertragsverhältnis von Kun-
den und Versicherungsmakler beendet, 
sollte letzterer die Versicherung auf 
diesen Umstand hinweisen. Dies gilt 
spätestens, wenn er aufgrund dieses 
Umstandes Zahlungen der Versiche-
rungsgesellschaft erhält.

12.	
Unter keinen Umständen darf der 
Versicherungsmakler „heimlich“ sowohl 
von der Versicherung, als auch von 
seinem Kunden eine jeweilige Vergü-
tung / Provision verlangen. Zahlt eine 
Partei unnötigerweise von selbst, muss 
er sie auf ihren Fehler unaufgefordert 
aufmerksam machen.   

13.	
Bei der Kontaktaufnahme zu (ehema-
ligen) Kunden eines Vorvermittlers 
ist Vorsicht geboten. Unter keinen 
Umständen darf hier auf Notizen zu-
rückgegriffen werden, die im Rahmen 
des vorgehenden Arbeitsverhältnisses 
gefertigt wurden. Zulässig sind das 
Nutzen vorhandenen Wissens (BGH 
Gedächtnisrechtsprechung) sowie der 
Rückgriff auf allgemein zugängliche 
Quellen. Selbstverständlich ist es auch 
gestattet, von ehemaligen Kunden 
kontaktiert zu werden.   

14.	
Erhält der Versicherungsmakler Kennt-
nis davon, dass sein Kunde überschul-
det oder zahlungsunfähig ist, ist auch 
für ihn besondere Vorsicht geboten. 
Weder sollte er Dritte in ihrem Verhält-
nis zum Kunden begünstigen, noch 

neue Verträge oder Zahlungsaufschübe 
für den Kunden vereinbaren ohne den 
Dritten auf die Zahlungsschwierigkeiten 
hinzuweisen. Geschäfte, bei denen er 
den Kunden unterstützt sollten stets 
wirtschaftlich angezeigt sein. Idealer-
weise beschränkt sich die Tätigkeit des 
Versicherungsmaklers im Fall der Zah-
lungsunfähigkeit oder Überschuldung 
seines Kunden auf die Bestandsverwal-
tung, ohne in diesem Zusammenhang 
Außergewöhnliches vorzunehmen.     

Zusammenfassung
Der vorstehende Überblick offenba-
rt exemplarisch, dass sich aus der 
Tätigkeit als Versicherungsmakler an 
verschiedenen Stellen strafrechtliche 
Risiken ergeben können. Unmittelbar 
mag davon nur der unlautere Versiche-
rungsmakler betroffen sein, doch eine 
genauere Betrachtung legt offen, dass 
sich hieraus mittelbar auch erhebliche 
Risiken für den gesetzestreuen Versi-
cherungsmakler ergeben. Immerhin 
kann ein unbedarfter Umgang mit 
jenen strafrechtlichen Risiken auch ihn 
schnell in den Fokus der Ermittlungsbe-
hörden rücken. Zeitlicher und finanzi-
eller Aufwand sowie Reputationsverlust 
sind im Geschäftsleben bereits durch 
derartige Ermittlungen enorm, sodass 
Gefahren für den Versicherungsmakler 
nicht nur in einer etwaigen Verurtei-
lung begründet sind.

Vor diesem Hintergrund bedarf es 
auch beim lauteren Geschäftsmann 
der besonderen Aufmerksamkeit im 
Hinblick auf strafrechtliche Risiken, 
die gedanklich häufig den „schwarzen 
Schafen“ zugeschrieben und ignoriert 
werden.

So sehr diese komprimierte Darstel-
lung die Grundlage für eine Sensibilisie-
rung des Versicherungsmaklers bietet, 
so wenig kann es den professionellen 
anwaltlichen Rat ersetzen, wenn mittels 
der neu gewonnenen Sensibilität Ri-
siken erkannt werden. 
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Das Provisionsabgabeverbot 
– Was sieht der Gesetzesent-
wurf der Bundesregierung 
vor?
Das Provisionsabgabeverbot wird 
vielleicht dieses Jahr noch im deutschen 
Gesetz verankert.1 § 48b Versicherungs-
aufsichtsgesetz-Entwurf (VAG-E) sieht 
die Verhinderung der Weitergabe eines 
Teils der vom Versicherungsunterneh-
men für die erfolgreiche Vermittlung 
erhaltenen Provision vom Vermittler 
zum Versicherungsnehmer vor. Von 
diesem Grundsatz soll es zwei Ausnah-
men geben. Die gesetzliche Umgehung 
des Verbots wäre dann zum einen 
möglich, wenn die Sondervergütung 
nur geringwertig, d.h. unter EUR 15,- je 
Vertrag und Jahr bliebe (Bagatellgrenze) 
und zum anderen fände das Verbot keine 
Anwendung, soweit die Zahlung an den 

Kunden „zur dauerhaften Leistungser-
höhung oder Prämienreduzierung des 
vermittelten Vertrages verwendet wird“. 

Ohne das Provisionsabgabeverbot 
könnten Versicherungsvermittler sich 
durch Weitergabe der Provision an den 
Kunden einen Wettbewerbsvorteil ge-
genüber anderen Versicherungsvermitt-
lern verschaffen, was den Wettbewerb 
zwischen den Versicherungsvermitt-
lern antreiben würde. Von den daraus 
resultierenden Preissenkungen würde, 
wie in anderen Branchen auch, letztlich 
vor allem der Versicherungsnehmer 
profitieren.

Würde das Provisionsabgabeverbot 
hingegen fest im deutschen Gesetz ver-
ankert, so könnten die Versicherungen 
dem Versicherungsmakler vorschreiben, 
was seine Vermittlungsleistung gegen-
über dem Kunden Wert ist.

Historienüberblick 
Das Provisionsabgabeverbot müsste aus 
europäischer Sicht nicht in das deut-
sche Gesetz aufgenommen werden. Die 
Verpflichtung gilt nur für die Umset-
zung der sog. IDD-Richtlinie bis zum 
23.02.2018. Die EU-Richtlinie selbst 
kennt das Provisionsabgabeverbot aber 
gar nicht; es ist eine rein deutsche Er-
findung aus längst vergangenen Zeiten.
Das Verbot der Zahlung von Sonder-
vergütungen stammt ursprünglich 
vom BaFin-Vorgänger, dem Reichsauf-
sichtsamt für Privatversicherung aus der 
Weimarer Zeit und ist in Anordnungen 
niedergeschrieben, die wiederum über 
die entsprechende Verordnungsermäch-
tigung im aktuellen VAG als Rechtsver-
ordnungen fortgelten.2 Damals gingen 
Versicherungsvermittler noch von Haus-
tür zu Haustür und kassierten die Versi-

Das gesetzliche 
Provisionsabgabeverbot: 
Was ist aus Sicht des 
Versicherungsmaklers noch 
erlaubt?

Text 
von 
den Rechtsanwälten Sebastian Karch 
und Stephan Michaelis, Kanzlei Michaelis 
Rechtsanwälte
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cherungsprämie ein. Die ursprüngliche 
Regelung sollte also verhindern, dass die 
Vermittler bei dieser Gelegenheit einen 
Teil ihrer Provision an ihre Kunden aus-
kehren, worin die Gefahr eines ruinösen 
Wettbewerbs gesehen wurde. 

Dass die Provisionsabgabe eine 
Form der Sondervergütung darstellt, 
wird bis zum 1. Juli 2017 in § 1 Abs. 
2 VersSoVerV3 ausdrücklich geregelt 
gewesen sein. Am 1. Juli 2017 wird 
diese Verordnung zusammen mit den 
Bekanntmachungen des Reichsauf-
sichtamtes allerdings aufgehoben.4 Der 
jahrelange Streit um die Legitimität des 
Provisionsabgabeverbots hätte damit zu 
Ende gehen können. 

Der letzte Stand in dem Streit um die 
Anwendbarkeit des Provisionsabgabe-
verbots ging bis dato, zumindest aus 
Sicht der Rechtsprechung, eindeutig zu 
Ungunsten der Befürworter des Provi-
sionsabgabeverbots aus. Zivilrechtlich 
hat der BGH Vereinbarungen zwischen 
dem Vermittler und dem Versiche-
rungsnehmer über die Weitergabe der 
Provision trotz Verstoßes gegen die ver-
sicherungsrechtliche Verbotsnorm für 
wirksam erklärt, da es kein gesetzliches 
Verbot im Sinne des § 134 BGB darstel-
le.5 Auch das OLG Köln hat in seiner 
jüngsten Entscheidung in wettbewerbs-
fördernder Weise das Provisionsabgabe-
verbot für unwirksam erklärt.6

Ob der deutsche Gesetzgeber den 
Streit anfeuern wird, indem er das Pro-
visionsabgabeverbot, wie im Gesetze-
sentwurf geplant, in die Novellierung 
des VAG aufnehmen wird oder sich 
doch ganz davon verabschiedet, wird 
sich aller Voraussicht nach noch dieses 
Jahr, vor dem Ablauf der aktuellen Le-
gislaturperiode, endgültig entscheiden.

Wettbewerbsrechtliche 
Beschränkungen durch das 
Provisionsabgabeverbot
Beim Provisionsabgabeverbot handelt 
es sich sowohl um eine vertikale als 

auch eine horizontale Wettbewerbsbe-
schränkung. 

Eine vertikale Wettbewerbsbeschrän-
kung liegt immer dann vor, wenn der 
Inhalt der Vereinbarung darin besteht, 
dass eine vorgelagerte Wirtschaftsstufe 
Vorgaben hinsichtlich der Preisgestal-
tung macht. Durch das Provisionsab-
gabeverbot werden Vermittler in der 
Preisgestaltung ihrer Vermittlungslei-
stung gestört. Damit trifft es vor allem 
die Versicherungsmakler, die aufgrund 
ihres eigenen Haftungsrisikos gegen-
über dem Versicherungsunternehmen 
unabhängig sind.

Zum anderen liegt auch eine horizon-
tale Wettbewerbsbeschränkung vor, da 
der Versicherungsmakler die Versiche-
rungsvertreter durch die Wettbewerbs-
beschränkung nicht unterbieten kann. 
Der Preis für die Vermittlungsleistung 
bleibt dadurch unabhängig vom Ver-
mittler gleich.

Die deutsche Rechtsprechung hat 
ausgeurteilt, dass das Provisionsab-
gabeverbot, so wie es bisher bestand, 
rechtswidrig ist. Zuletzt hat das OLG 
Köln in dem Provisionsabgabeverbot 
eine Beschränkung des freien Wett-
bewerbs7 gesehen und fasste das 
Provisionsabgabeverbot mit seiner 
wettbewerbsbeschränkenden Wir-
kung als „Absicherung der finanzi-
ellen Interessen der bereits am Markt 
befindlichen Versicherungsvermittler“ 
treffend zusammen. 

Die (vorerst) rechtssichere einfachge-
setzliche Verankerung des Provisions-
abgabeverbots im VAG wäre daher als 
neue Wettbewerbsbeschränkung auf 
den Vermittlungsmärkten zu qualifi-
zieren. 

Rechtssicherheit – Was darf 
der Versicherungsmakler sei-
nen Kunden noch anbieten?
Sollte der Gesetzesentwurf in seiner jet-
zigen Form so ins Gesetz kommen, stellt 
sich aus Versicherungsmaklersicht die 

große Frage, was er seinen Kunden noch 
anbieten darf, um sich einen legalen 
Wettbewerbsvorteil gegenüber seinen 
Konkurrenten zu erwirtschaften. 

Darf der Versicherungsmakler 
beispielsweise seine eigene Versiche-
rungsprämie reduzieren, die ihm vom 
Versicherer zusteht, um dem Kunden 
ein attraktiveres Angebot machen zu 
können? Oder, sind von dem Verbot 
auch die weiteren Betreuungsprovi-
sionen, die dem Vermittler erst weit 
nach Vertragsabschluss im Folgejahr 
zustehen, umfasst? Oder sind nur die 
einmaligen, also ersten Vermittlungs-
Abschlussprovisionen erfasst? Und wie 
ist das Zusammenspiel mit dem ge-
setzlich bereits verankerten Anspruch 
auf Zahlung von Aufwendungsersatz, 
den der Versicherungsmakler für seine 
Kunden übernommen hat?

Der Wortlaut des Gesetzesentwurfs 
sieht vor, dass Sondervergütungen jede 
unmittelbare und mittelbare Zuwen-
dung, insbesondere vollständige oder 
teilweise Provisionsabgaben, Rabat-
tierungen auf Waren oder Dienst-
leistungen und sonstige Sach- oder 
Dienstleistungen, die nicht die Versi-
cherungsleistung betreffen, sind.
Durch diese sehr weitgehende Defini-
tion des Begriffes Sondervergütungen 
ohne praxistaugliche Präzisierung, 
muss man die oben aufgeworfenen 
Fragen derzeit aus Sicherheitsgründen 
mit Nein beantworten. Die Kollision 
der Praxis mit dem weit gefassten 
Provisionsabgabeverbot ist damit 
vorprogrammiert und erst die Recht-
sprechung wird, wie zuvor bezüglich 
des Provisionsabgabeverbots aus den 
Verordnungen, nach und nach Rechtssi-
cherheit schaffen können.

Als Praxisexperten vermuten wir 
aber, dass sich die Gerichte zunächst 
nicht mit derartigen Einzelfragen zu 
plagen haben werden, sondern sich 
Kläger finden werden, die den Gerich-
ten als erstes Grundsatzfragen zum 
neuen Provisionsabgabeverbot vorlegen 
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werden, nämlich ob das Provisions-
abgabeverbot in der neuen Form a) 
verfassungsgemäß und b) EU-rechts-
konform ist, was unserer Meinung nach 
durchaus schon jetzt bezweifelt werden 
darf.

Zur ersten Ausnahmeregelung 
– Die Bagatellgrenze von EUR 
15,-
Das Verbot zur Zahlung von Sonderver-
gütungen findet im Gesetz selbst zwei 
(kleine) Ausnahmen. Zum einen soll 
oben Gesagtes nicht gelten, wenn die 
Geringfügigkeitsgrenze von EUR 15,- 
nicht überschritten wird. 

Nach den vom Verband Deutscher 
Versicherungsmakler e.V. aufgestellten 
Verhaltensregeln für den Wettbewerb 
von Maklern untereinander, sind 
Zuwendungen oder Geschenke, unab-
hängig von ihrem Wert, an andere Per-
sonen aber sowieso nicht erlaubt, wenn 
damit geschäftliche Entscheidungen in 
unlauterer Weise herbeigeführt werden 
sollen.8 Insoweit rennt die Regelung 
an sich bei den Versicherungsmaklern 
offene Türen ein.

Die Freigabe für Sondervergütung 
bis zu EUR 15,- wirft u.a. auch die Fra-
ge auf, ob damit auch Werbegeschenke 
an die Kundschaft im Allgemeinen 
erfasst sein sollen. Dass mit dieser Ge-
setzesregelung der Versicherungsver-
mittler generell in seiner Werbung ein-
geschränkt werden soll, kann nicht die 
gewünschte Intention des Gesetzgebers 
gewesen sein. Solange die ausgehän-
digten Werbeartikel, welche mehr als 
EUR 15,- kosten, nur zu Werbezwecken 
und gerade nicht zum Abschluss eines 
konkreten Vertragsabschlusses ausge-
händigt werden, so kann dies nicht vom 
Provisionsabgabeverbot umfasst sein. 
In diesem Kontext muss die Entschei-
dung, ob eine Sondervergütung im 
Sinne der Norm vorliegt oder nicht, 
danach bemessen werden, welcher 
konkreten Leistung des Vermittlers 

welche (gewünschte) Gegenleistung des 
Kunden gegenübersteht.

Zur zweiten Ausnahmerege-
lung – Sondervergütung dient 
der dauerhaften Leistungser-
höhung oder Prämienreduzie-
rung

Zum anderen ist ausgenommen, wer 
die an den Kunden gezahlte Sonder-
vergütung zur dauerhaften Leistungs-
erhöhung oder Prämienreduzierung 
verwendet. Laut Gesetzesentwurf seien 
in diesem Fall „Fehlanreize für Verbrau-
cher“ nicht zu befürchten.9 Ab wann 
„dauerhaft“ erreicht wäre, überlässt 
der Entwurf dabei aber ebenfalls der 
zukünftigen Rechtsprechung. 

Ob bereits das Vorhalten eines 
Agenturnetzes eine Qualitätserhöhung 
in diesem Sinne darstellen soll und 
demnach Versicherungsunternehmen 
über ihre Ausschließlichkeitsorganisati-
onen regelmäßig vom Provisionsabgabe-
verbot befreit sein sollen, ist ebenfalls 
noch unklar, aber nach dem jetzigen 
Wortlaut durchaus möglich.10 

Laut Gesetzesentwurf ist diese 
Ausnahme nur eingefügt worden, um 
die Grundlage für die darauffolgende 
Regelung des Durchleitungsgebots in § 
48c VAG-E zu legen. Dadurch wird die 
Intention des Gesetzgebers deutlich, 
nämlich der Ausschluss von gleichen 
Wettbewerbsbedingungen für alle 
Vertriebswege. Dies bemängelt auch die 
DIHK. Denn gerade im Hinblick auf das 
Urteil des OLG Köln führt die fehlende 
Klarstellung im Entwurf darüber, wel-
che Sondervergütungen im Einzelnen 
gemeint sind, zur Rechtsunsicherheit.11

Fazit
Der Gesetzgeber hat die Rechtsunsicher-
heit quasi mit in das Gesetz zum Provi-
sionsabgabeverbot geschrieben. Gerade 
für den Versicherungsmakler sind die 
wettbewerbsrechtlichen Beschränkun-

gen, welche der neue § 48b VAG-E auf-
stellt, nur schwer zu verstehen. Durch 
die (aus EU-Sicht unnötige) Aufnahme 
in das Gesetz wird der langwierige 
deutsche Rechtsstreit um das Provisi-
onsabgabeverbot nicht beendet – was 
alternativ auch hätte geschehen können 
–, sondern lediglich ein juristischer Neu-
start dieser Streitigkeiten erreicht.

Die beiden gesetzlichen Ausnah-
meregelungen, die im Gesetzesent-
wurf vorgeschlagen werden, dienen 
ausschließlich der Ermöglichung einer 
einfachen Umgehung des Provisions-
abgabeverbotes durch Versicherungs-
gesellschaften, da sie auf den Aus-
schließlichkeitsvertrieb zugeschnitten 
sind. Dies wird sogar von denjenigen 
bemängelt, die sich für die gesetzliche 
Verankerung des Provisionsabgabe-
verbots in das Gesetz ausgesprochen 
haben.  Für Versicherungsmakler indes 
wird es schwer werden, sich diese Aus-
nahmen zu Nutze zu machen, wenn das 
Provisionsabgabeverbot in dieser Form 
in das VAG aufgenommen wird. 

1 Mehr zum Gesetzgebungsverfahren der deutschen Um-
setzung der Versicherungsvertriebsrichtlinie (IDD) können 
Sie hier lesen: http:// kanzlei-michaelis.de/wp-content /
uploads /2017/03/ Empfehlungen-der-Sachverst%C3%A4ndi
genaussch%C3%BCsse-des-Bundesrates_1.pdf.
2 Bekanntmachung des Reichsaufsichtsamts für Privatversi-
cherung vom 8.3.1934 betreffend Lebensversicherung (vgl. 
Nr. 58 des Deutschen Reichsanzeigers und Preußischen 
Staatsanzeigers vom 9.3.1934); Bekanntmachung des 
Reichsaufsichtsamts für Privatversicherung vom 5.6.1934 
betreffend Krankenversicherung (vgl. Nr. 129 des Deutschen 
Reichsanzeigers und Preußischen Staatsanzeigers vom 
6.6.1934); Verordnung des Bundesamtes für Versicherungen 
über das Verbot von Sondervergütungen; § 298 Abs. 4 VAG.
3 Verordnung über das Verbot von Sondervergütungen und 
Begünstigungsverträgen in der Schadenversicherung.
4 Vgl. Artikel 5 Verordnung zur Aufhebung von Verord-
nungen nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz.
5 BGH, Urteil vom 17.06.2004, VersR 2004, 1029.
6 OLG Köln, Urteil vom 11.11.2016 – 6 U 176/15, VersR 
2017, 227 ff.
7 So auch bereits VG Frankfurt a.M., Urt. v. 24.10.2011, 9 K 
105/11.F (VersR 2017, 227 mit Anm. Schwintowski in VuR 
2012, 240).
8 VDVM – Code of Conduct Wettbewerbsregeln.
9 Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode; Drucksache 
18/11627 (Stand: 22.03.2017).
10 Vgl. Diskussion über Privilegierung der Sparkassen-
Filialnetze bei Umsetzung der Finanzmarktrichtlinie MiFID 
II in dt. Recht.
11 DIHK Stellungnahme vom 12.12.2016 zum Gesetzesent-
wurf: https://www.dihk.de/themenfelder/recht-steuern /
rechtspolitik /nationale-stellungnahmen 
12 z.B. Bundesverband Deutscher Versicherungskaufleute 
e.V. (BVK) in seiner Stellungnahme zum Referentenentwurf 
vom 12.12.2016.
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Gründungsaufwand, höhere Steuerbela-
stung, Rechtsanwalts- und Notarkosten 
- das sind im Wesentlichen die Gründe, 
weshalb Versicherungsmakler sich vor 
der Gründung einer GmbH oder der 
GmbH & Co. KG meist scheuen.

Was ist aber mit dem Haftungsrisiko 
bei Versicherungsmaklern? Die Haftung 
des Versicherungsmaklers geht be-
kanntlich weit. Üblich ist es, das eigene 
Maklerunternehmen erst einmal als 
Einzelkaufmann (e.K.)1  zu gründen, 
was eine persönliche und unbeschränk-
te Haftung mit dem Privatvermögen mit 
sich bringt. Vermögensschadenhaft-
pflicht-versicherungen können dabei 
nur teilweise Sicherheit bieten, da sie 
mit maximalen Deckungssummen ar-
beiten und die Haftungsklauseln wegen 
der zwingenden Vorschrift des § 67 
VVG vielleicht nicht alle Bereiche der 
Maklertätigkeit erfassen können. Die 
Rechtsform GmbH bietet die Möglich-

keit der Haftungsbeschränkung auf das 
Gesellschaftsvermögen. Welche Vorteile 
bringt die GmbH-Gründung darüber 
hinaus noch mit sich? Gerade diejeni-
gen, die planen, ihr Lebenswerk an die 
nächste Generation zu übergeben oder 
zu verkaufen oder als weitere Geldanla-
ge im Ruhestand einzusetzen, bekom-
men im folgenden Beitrag die Vorteile 
der GmbH detailliert dargestellt. Und 
was passiert bei einem überraschenden 
Todesfall des Einzelmaklers?

I. Das Haftungsrisiko trägt die 
GmbH
Auf die Frage, inwiefern die GmbH das 
Haftungsrisiko des Versicherungsmak-
lers einschränkt, gibt es eine klare Ant-
wort. Die GmbH als juristische Person 
verfügt über eine eigene Rechtspersön-
lichkeit. Sie ist als Trägerin von Rechten 
und Pflichten direkter Vertragspartner 

des Kunden und  sie haftet daher für 
etwaige Beratungspflichtverletzungen. 
Gegenüber den Gläubigern haftet die 
GmbH grundsätzlich nur mit ihrem 
Gesellschaftsvermögen, nicht aber mit 
dem Vermögen ihres Geschäftsführers 
oder ihrer Gesellschafter, vgl. § 13 Abs. 
2 GmbHG. Das Privatvermögen (z.B. 
Eigenheim, Altersvorsorge) ist daher 
in Haftungsfällen wesentlich besser 
geschützt.  

II. Seltene Ausnahmefälle
Zugegebenermaßen gibt es auch von 
diesem Grundsatz wiederum Ausnah-
men. Eine Ausnahme vom Haftungs-
grundsatz bildet die nicht gesetzlich 
geregelte sogenannte „Durchgriffs-
haftung“. In diesem Ausnahmefall 
greift die Haftung auf die natürliche(n) 
Person(en) hinter der GmbH durch, also 
auf den oder die Gesellschafter. Dies 

Text 
von
den Rechtsanwälten Stephan Michaelis LL.M. 
und Sebastian Karch, Kanzlei Michaelis 
Rechtsanwälte 

Die Vor- und Nachteile 
der GmbH-Gründung für 
Versicherungsmakler
– Sorgen Sie für den Erbfall vor –
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betrifft Fälle in denen der Versiche-
rungsmakler nicht zwischen seinem 
privaten Vermögen und dem Vermögen 
der GmbH trennt, bei einem Fremdge-
schäftsführer als Gesellschafter aktiv 
die Geschäfte der GmbH betreibt oder 
der GmbH dessen Vermögen entzieht, 
sodass die GmbH nicht mehr überle-
bensfähig ist (Bestandsvernichtender 
Eingriff). Auch soll dadurch vermieden 
werden, dass der Geschäftsführer eine 
zweite GmbH gründet, nur um damit 
das Wettbewerbsverbot zur ersten 
GmbH zu umgehen.

Eine weitere Ausnahme vom Haf-
tungsgrundsatz ist der im Gesetz veran-
kerte Regressanspruch, den die GmbH 
selbst hat. Nach § 43 Abs.2 GmbHG 
besteht dieser aber nur gegenüber dem 
Geschäftsführer, welcher seine Oblie-
genheiten gegenüber der Gesellschaft 
verletzt hat, und nicht gegenüber den 
Gesellschaftern, die das Vermögen an 
der GmbH halten. Der Haftungsmaß-
stab ist dabei der eines „ordentlichen 
Geschäftsmannes“, der gerade bei Ge-
schäftsführern von kleineren Makler-
Unternehmen regelmäßig angewendet 
wird, da hinter dem Makler-Unter-
nehmen zumeist ihre höchsteigenen 
Vermögensinteressen stehen. 

Die GmbH kann nach einer berech-
tigten Inanspruchnahme des Kunden 
also den entstandenen Schaden vom 
Geschäftsführer zurückverlangen, 
wenn der Anspruch des Kunden auf 
einer Pflichtverletzung des Ge-
schäftsführers beruhte, zum Beispiel 
durch Falschberatung oder durch das 
Versäumnis, sich rechtzeitigt Rechtsrat 
einzuholen. Dies gilt übrigens auch 
für die Einmann-GmbH. Solange der 
Makler aber Geschäftsführer und 
Alleingesellschafter ist, dürfte er nicht 
bestrebt sein diese Ansprüche gegen 
sich persönlich geltend zu machen, 
auch wenn es theoretisch ginge.

Hinsichtlich der Haftungsfrage ist 
festzuhalten, dass ein Versicherungs-
makler-Unternehmen in Form der 

GmbH grundsätzlich nur mit dem 
eigenen Gesellschaftsvermögen haftet. 
Von diesem Grundsatz gibt es nur we-
nige Ausnahmen, die theoretisch einen 
Durchgriff auf das Privatvermögen 
eröffnen können. Auch bei größeren 
Schadensfällen bleibt das Privatvermö-
gen der Gesellschafter bei rechtsfehler-
haftem aber ansonsten rechtstreuem 
Verhalten außer Gefahr. Nur, wenn die 
Leistung der Vermögensschadenhaft-
pflicht-versicherung und das Vermögen 
der GmbH nicht ausreichen sollten, um 
den Schaden des Kunden zu ersetzen, 
wären die Ausnahmen eventuell von 
praktischer Relevanz.

III. Fortbestand des Unterneh-
mens – auch nach dem eigenen 
Tod 
Für viele ältere Versicherungsmakler 
stellt sich darüber hinaus früher oder 
später die Frage der Fortführung des ei-
genen Unternehmens, entweder durch 
seine Nachkommen oder durch einen 
möglichst gewinnbringenden Verkauf. 

In der Regel wird solch ein Makler im 
Laufe der Zeit umfangreiche Bezie-
hungen sowohl zu seinen Kunden als 
auch zu den Versicherern aufgebaut 
haben. Wenn diesen nun plötzlich oder 
auch absehbar der bisherige Makler 
als Bezugsperson wegfallen sollte, so 
kann für die Nachfolger nur gehofft 
werden, dass er vorher die rechtlichen 
Beziehungen in nachvollziehbarerweise 
strukturiert hat.

Doch dies ist in der Versicherungs-
maklerbranche leichter gesagt als 
getan. Nicht selten sind die rechtlichen 
Beziehungen zu den einzelnen Kunden 
sehr unterschiedlich. Gegenüber 
vielen, gerade älteren Kunden, besteht 
nicht einmal ein schriftlicher Makler-
vertrag oder er ist nur sehr oberfläch-
lich gefasst. Jedenfalls enthalten eine 
Vielzahl von Verträgen keine Bestim-
mungen zu einer etwaigen Rechtsnach-
folge des Maklers oder diese Bestim-

mungen sind nicht wirksam.
Die Folgen können dann so schwer-

wiegend sein, dass das Maklerunter-
nehmen in ernsthafte wirtschaftliche 
Bedrängnis gerät und damit an finanzi-
ellen Wert für die Hinterbliebenen des 
Maklers verliert. 

Am Beispiel des (plötzlichen) Mak-
lertodes wird dies besonders deutlich. 
Gegenüber vielen Kunden kommen 
beim Tod des Maklers die gesetzlichen 
Bestimmungen über die Geschäfts-
besorgung2 zur Anwendung. Egal, ob 
schriftlich oder mündlich gefasst, durch 
den Tod des Maklers erlischt seine 
Vollmacht des Kunden. Dann haben die 
Hinterbliebenen rechtlich keine oder 
nur noch eine eingeschränkte handha-
be, um für den Kunden aktiv werden 
zu können. Das wissen auch viele Ver-
sicherer und übernehmen die Bestände 
des Maklers auf kurz oder lang in die 
„Direktbetreuung“. Eine Auszahlung 
von „echten“ Betreuungscourtagen an 
die Hinterbliebenen erfolgt nicht, was 
in diesem Fall sogar rechtlich nicht zu 
beanstanden ist, wenn keine Betreuung 
mehr geleistet werden darf, wegen des 
Wegfalles der Berufszulassung nach 
§ 34 d GewO. Lediglich die  „ech-
ten“ Abschlussfolgecourtagen, z.B. 
Dynamikcourtagen müssen noch zur 
Auszahlung gebracht werden, da der 
Vermittlungserfolg vom Makler noch zu 
seinen Lebzeiten erbracht worden ist, 
was aber auch die meisten nicht wissen.

Leider dürften die meisten Hinter-
bliebenen des Maklers in der Regel 
über keine Gewerbeerlaubnis nach 
§ 34d GewO verfügen, sodass eine 
Zusammenarbeit zwischen Versicherer 
und Hinterbliebenen also Erben allein 
deshalb ausscheidet.

De fakto können die Hinterbliebenen 
dann das Unternehmen des verstor-
benen Maklers nicht mehr weiterfüh-
ren. Auch erhalten sie anders als die 
Hinterbliebenen des Handelsvertreters 
nach § 89b HGB keine Ausgleichszah-
lungen vom Versicherer. 
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Und selbst wenn die Hinterbliebenen 
über eine Gewerbeerlaubnis nach 
§ 34d GewO verfügen sollten und 
der Versicherer auch gewillt wäre 
mit diesen zusammenzuarbeiten, so 
ist es noch ein weiter Weg bis das 
Maklerunternehmen in der Form wie 
vorher weiterbetrieben werden kann. 
Beispielsweise wäre aus datenschutz-
rechtlichen Gründen bereits die 
Kontaktaufnahme der Hinterbliebenen 
mit den Kunden problematisch, da 
deren damalige Einwilligung nach dem 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
ebenfalls mit dem Maklervertrag erlo-
schen sein dürfte. Auch diese Hürden 
könnten natürlich gemeistert werden. 
Aber wie lange würde dies alles dauern 
und wieviele Verträge würden dabei 
verloren gehen, nur weil der Makler 
nicht vorgesorgt hat? 

Eine Form der Vorsorge bzw. der 
geordneten Übergabe an die nächste 
Generation bietet die GmbH. Als juri-
stische Person kann sie nicht wie eine 
natürliche Person sterben. Der Tod des 
Geschäftsführers oder des einzelnen 
Gesellschafters hat keine unmittelbare 
Auswirkungen auf den Fortbestand der 
GmbH. Bei Tod des Geschäftsführers 
können die Gesellschafter einen neuen 
Geschäftsführer bestellen, welcher 
die Geschäfte der GmbH fortführt. 
Bei Tod eines Gesellschafters rücken 
dessen Erben in die Gesellschafter-
stellung3 nach, ohne das sie hierfür 
eine eigene Gewerbeerlaubnis nach § 
34d GewO benötigen würden. Inhaber 
der Gewerbeerlaubnis wäre stets die 
GmbH. Diese Gewerbeerlaubnis würde 
fortbestehen, genauso wie die Makler-
verträge zu den Kunden oder die Cour-
tageanbindungen zu den einzelnen 
Versicherern. Insbesondere würde der 
Versicherer danach auch weiterhin zur 
Courtagezahlung verpflichtet sein! Die 
GmbH hilft also den wirtschaftlichen 
Wert des Maklerunternehmens auch 
über den Tod des Maklers hinaus zu 
bewahren. 

IV. Geordnete Nachfolge
Es muss jedoch nicht gleich der Tod 
sein, welcher den Makler zwingt seine 
berufliche Tätigkeit zu beenden. Auch 
die geregelte Übergabe an die nächste 
Generation oder der geplante lukrative 
Unternehmensverkauf will gut geordnet 
ablaufen.

Die nächste Generation
Bei der Übergabe des Unternehmens an 
die nächste Generation, welche nicht 
selten aus der eigenen Familie kommt, 
ist eine langsame Einarbeitung in das 
Unternehmen von Vorteil. Auch hierfür 
eignet sich die GmbH in besonde-
rem Maße. Der nächsten Generation 
können anteilig Gesellschaftsanteile 
übertragen werden und es können auch 
Steuervorteile gesichert werden. Auch 
können Gesellschaftsanteile an mehrere 
Personen vergeben werden, wenn-
gleich nur eine Person den Makler als 
Geschäftsführer „beerben“ soll. 

Der Makler will oftmals auch im 
Ruhestand noch von dem wirtschaft-
lichen Erfolg seines Unternehmens 
profitieren. Dasselbe gilt für etwaige 
Erben, ohne das sie selbst aktiv das 
Maklerunternehmen lenken wollen. 
Hier bietet die GmbH die Möglichkeit 
einen Geschäftsführer einzusetzen und 
sich selbst auf die Gesellschafterstel-
lung zurückzuziehen. Dadurch würde 
den Gesellschaftern weiterhin der wirt-
schaftliche Erfolg des Unternehmens 
zugutekommen.

Verkauf des Unternehmens
Auch bei einem Verkauf der Bestände 
oder des gesamten Maklerunterneh-
mens an einen Dritten wirkt sich 
die Stellung des Maklers zwischen 
Kunden und Versicherer problematisch 
aus. Der Erwerber muss sowohl die 
Rechtsbeziehung des Maklers zum 
Kunden als auch die Rechtsbeziehung 
des Maklers zum Versicherer gänzlich 
übernehmen. Rechtlich erfolgt dies 
durch Abtretung nach § 398 BGB und 

Schuldübernahme nach § 415 BGB. 
Die Schuldübernahme ist dabei nur 
nach Zustimmung des Vertragspart-
ners, also des einzelnen Kunden und 
des einzelnen Versicherers, möglich. 
Gerade die Zustimmung jedes einzelnen 
Kunden ist sehr schwierig und nur 
mit großem Zeit- und Arbeitsaufwand 
möglich. Schriftliche Maklerverträge 
bieten hier im Rahmen des § 309 Nr. 
10 BGB Gestaltungsspielraum. Wo 
solche jedoch nicht bestehen oder aber 
eine entsprechende Regelung nicht mit 
in den Maklervertrag aufgenommen 
wurde, besteht auch unter datenschutz-
rechtlichen Gründen die Pflicht jeden 
Kunden gesondert zu kontaktieren und 
dessen ausdrückliche Zustimmung 
einzuholen. Eine stillschweigende Zu-
stimmung des Kunden reicht nicht aus.4 

Genauso soll der Erwerber die 
Stornohaftung für die vom Versicherer 
gezahlten Courtagevorschüsse überneh-
men, den Bestand weiterhin betreuen 
und die Courtage zukünftig erhalten, 
d.h. er soll das Courtagekonto und das 
Stornoreservekonto übernehmen. Auch 
hier ist eine Zustimmung des Versiche-
rers erforderlich. Der Erwerber läuft 
dabei Gefahr, dass der Versicherer die 
Zustimmung nur erklärt, wenn der 
Erwerber die neuen Courtagebestim-
mungen akzeptiert. Der Erwerber muss 
also auch hier wirtschaftliche oder 
auch rechtliche  Nachteile befürchten. 
Daneben sind Versicherer meist nur 
bereit eine Bestandsbetreuungscourtage 
an den Erwerber zu zahlen, wenn dieser 
nachweisen kann, dass er auch tatsäch-
lich vom Kunden mit der Betreuung 
beauftragt worden ist, er mithin eine auf 
sich lautende Maklervollmacht vorlegt.

Die GmbH bietet den Vorteil, dass 
lediglich die GmbH-Gesellschaftsanteile 
an den Erwerber übertragen werden 
müssen. Eine Zustimmung des Versi-
cherers oder des einzelnen Kunden ist 
hierzu nicht erforderlich. Für die Kun-
den und den Versicherer ändert sich 
nichts. Für sie bleibt die GmbH als Ver-
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tragspartner erhalten. Dadurch kann 
die Veräußerung des Maklerunterneh-
mens auch kurzfristig erfolgen. Durch 
den ersparten Arbeitsaufwands und der 
Zeitersparnis ist die Übernahme des 
Unternehmens für den Erwerber lukra-
tiver und der Makler wird grundsätzlich 
einen höheren Preis erzielen können, 
als denjenigen den er erzielt hätte, 
wenn er sein Unternehmen als Einzel-
kaufmann veräußert hätte. Insofern hat 
der Erwerber den Vorteil in aller Ruhe 
das erworbene Maklerunternehmen mit 
seinem eigenen Unternehmen ver-
schmelzen zu können.   

V. Unternehmergesellschaft - 
echte Alternative?
Neben der GmbH kommt für viele 
Makler ebenso eine Umfirmierung zur 
Unternehmergesellschaft (haftungs-
beschränkt), auch UG (haftungsbe-
schränkt)5 genannt, in Betracht, die mit 
ihrem (theoretischen) Mindeststamm-
kapital von nur EUR 1,- pro Gesell-
schafter als Pendant zur englischen 
Limited seit 2008 in Deutschland 
gegründet werden kann. Die Vor- und 
Nachteile der UG im Vergleich zur 
GmbH liegen auf der Hand.6 Solange 
das Mindeststammkapital von EUR 
25.000,- nicht einbezahlt ist, gilt die 
UG im Geschäftsverkehr nach außen 
allgemeinhin als (noch) nicht verläss-
licher Geschäftspartner. Dennoch 
gelten für die UG im Wesentlichen die 
gleichen Vorteile, wie für die GmbH. 
Auch hier ist die persönliche Haftung 
der Gesellschafter grundsätzlich gemäß 
§ 13 Abs. 2 GmbHG ausgeschlossen. 

Beim Aufbau eines eigenen Makle-
runternehmens mit anfänglich gerin-
gem Kapitaleinsatz bringt also auch die 
UG die gewohnten Vorteile einer GmbH 
gegenüber Personengesellschaften mit 
sich. Es muss also nicht der übliche 
Weg gegangen werden, zuerst ein 
Einzelunternehmen zu gründen, das 
dann später in eine GmbH umzuwan-

deln wäre. Die UG wandelt sich gemäß 
§ 5a Abs. 5 GmbHG in eine GmbH 
um, sobald die Stammeinlage von EUR 
25.000,- eingezahlt worden ist, ohne 
dass es eines komplizierten Umwand-
lungsprozesses bedarf.

Hinsichtlich der Haftung ist bei der 
UG aber zu beachten, dass diese wegen 
der Unterkapitalisierung bei der UG 
viel schneller auf die Personen hinter 
der UG durchgreifen kann. Deshalb ist 
auch bei der UG hinsichtlich der Höhe 
des einzubringenden Stammkapitals zu 
raten, dass damit die Bedürfnisse der 
Gesellschaft einigermaßen abgesichert 
sind, um eine gravierende Unterkapita-
lisierung von vornherein zu vermeiden.

VI. Fazit: 
Die Vorteile der GmbH für Versiche-
rungsmaklerunternehmen überwiegen 
die Nachteile bei weitem. Aber im Ein-
zelfall kommen auch andere juristische 
Personen in Betracht, wie die UG bei 
Neugründungen. Wer aber aufgrund 
betriebswirtschaftlichen Wachstums 
umfirmieren will, sollte sich insbeson-
dere die Haftungsvorteile einer GmbH 
gegenüber den Personengesellschaften 
OHG und KG genauer anschauen, wobei 
auch die GmbH & Co. KG eine sehr gute 
Alternative bietet. Gerade auch mit Blick 
auf die nächste Generation, die im Regel-
fall der persönlichen Haftung wesentlich 
kritischer gegenübersteht als der oder 
die Unternehmensgründer(in). Denn der 
Makler will doch nicht nur seine persön-
liche Haftung den Erben hinterlassen!

Die Kanzlei Michaelis berät Sie 
gerne bei der Klärung der Frage, ob die 
GmbH-Gründung in Ihrem Fall sinnvoll 
ist. Sollten Sie sich bereits für die 
GmbH-Gründung entschieden haben, 
unterstützen unsere Spezialisten aus 
dem Bereich Gesellschaftsrecht und 
Maklerrecht gerne bei der Überführung 
Ihres Unternehmens in die Rechtsform 
der GmbH und berät zu den möglichen 
Alternativen. 

1 Korrekterweise steht e.K. für eingetragene(r) Kaufmann(-
frau).
2 §§ 675, 673 BGB
3 § 1922 BGB
4 Eine entgegenstehende Auffassung aus dem sog. Code of 
Conduct (Verhaltenskodex) für Versicherungsvermittler ist 
eher abzulehnen.
5 Gemäß § 5a Abs. 1 GmbHG ist der Hinweis auf die 
Haftungsbeschränkung im Namen zu tragen (Warnfunkti-
on). Aus Vereinfachungsgründen im Folgenden aber „UG“ 
genannt.
6 Die Besonderheiten der UG sind in § 5a GmbH geregelt.
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Der Versicherungsmakler ist der 
treuhänderische Sachwalter des 
Versicherungsnehmers. Er hat den 
Versicherungsnehmer, soweit nach 
der Schwierigkeit, die angebotene 
Versicherung zu beurteilen, oder der 
Person des Versicherungsnehmers 
und dessen Situation hierfür Anlass 
besteht, nach seinen Wünschen und 
Bedürfnissen zu befragen und zu 
beraten, vgl. § 61 Abs. 1 Satz 1 VVG. 
Der Versicherungsmakler hilft und 
unterstützt den Versicherungsnehmer 
nicht nur bei Abschluss eines Versi-
cherungsvertrages, sondern betreut 
diesen vielmehr auch während des 
Versicherungsvertrages. Grundlage 

hierfür ist der Maklervertrag.  Der 
Versicherungsmakler erhält darüber 
hinaus für seine Betreuungstätigkeit 
vom Versicherer Zahlungen von Be-
standspflegegeldern. 

I Einleitung 
Der Versicherungsmakler übernimmt 
nicht selten die Betreuung der lau-
fenden Versicherungsverträge (dies 
schuldet er m.E. sogar, vgl. Dörner, 
in: Prölss / Martin, § 59 VVG Rn. 72; 
Werber, VersR 2010, 553, 555). Hier-
nach überprüft er im Verhältnis zum 
Versicherungsnehmer, ob die aktuelle 
Risikoabsicherung noch stimmig ist 

und beantwortet allgemeine Fragen 
zum Versicherungsschutz. Mit Vorlage 
einer Maklervollmacht legitimiert sich 
der Versicherungsmakler gegenüber 
der Versicherung, die Interessen des 
Versicherungsnehmers wahrzuneh-
men. Unproblematisch sind die Fälle 
in denen der Abschlussvermittler auch 
weiterhin der betreuende Vermittler 
ist. Was passiert hingegen mit den 
Rechten und Pflichten des Versi-
cherungsmaklers, wenn ein neuer 
Versicherungsmakler die Vertretung 
des Versicherungsnehmers anzeigt? 
Besonders das Schicksal des Vergü-
tungsanspruchs ist hierbei immer 
wieder Anlass für Streitigkeiten. 

Text 
von
Prof. Dr. Schwintowski/Stephan Michaelis 
LL.M., Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte

Anspruch auf schriftliche 
Originalvollmacht bei 
Maklerwechsel
– Die Grenze der Leistungsfähigkeit bei Maklerwechsel –
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II. Usancen des GDV
Die Frage des Vergütungsanspruchs 
bei einem Maklerwechsel wurden 1988 
auch Thema beim GDV (Gesamtverband 
der Versicherungswirtschaft). Die Usan-
cen im Versicherungsmaklerbereich / 
Courtageansprüche bei Vermittlerwech-
sel des GDV bilden hier seit jeher die 
Richtlinie, nach denen stillschweigend 
gearbeitet wird. 

1. Regelungsinhalt
Die Usancen, welche nur für die 

Schaden- bzw. Sachversicherung gelten, 
unterscheiden zwischen ein- und mehr-
jährigen Verträgen. 

Bei einjährigen Verträgen behält der 
Altmakler die gesamte Provision bis 
zum Ablauf des Versicherungsvertrages. 
Ab dem neuen Versicherungsjahr (bei 
wirksamer Kündigung vor der Hauptfäl-
ligkeit) erhält sodann der neue Makler 
die Provision /Courtage. Dies soll auch 
bei einer Verlängerungsklausel gelten.  
Bei mehrjährigen Verträgen über-
wiegt die Praxis, die Vergütung für die 
Restlaufzeit des Versicherungsvertrages 
bis zum Vertragsablauf ab Übernah-
mezeitpunkt durch den neuen Makler 
zwischen diesem und dem alten Makler 
im Verhältnis 50:50 aufzuteilen. 

2. Rechtliche Bindungswirkung
Die Usancen des GDV stellen keine 
Gesetze dar, womit diese auch keinerlei 
rechtliche Bindung entfalten. Sie dienen 
lediglich der Vereinfachung und Erspar-
nis von Zeit. Sie sollen so in der Mak-
lerschaft langwierige Verhandlungen 
zwischen Maklerkollegen verhindern. 

Doch allein aufgrund der langjährigen 
und breitflächigen Anwendung durch 
die Versicherer wird aus den Usancen 
des GDV noch keine Rechtsnorm mit 
Gesetzescharakter.

III. Gesetzliche Regelung
Eine eindeutige gesetzliche Regelung, 
die den Wechsel des Maklers regelt, 

besteht nicht. Aufgrund der Dreiecks-
Beziehung zwischen Makler, Versi-
cherung und Versicherungsnehmer 
kommt es in der Interaktion zu vielerlei 
Störungen. Insbesondere wenn es um 
Vertragsschlüsse, -änderungen oder 
-beendigungen geht, führt dies in vielen 
Fällen zu einer mangelhaften Kommuni-
kation. Dies veranschaulicht folgender 
Beispielsfall:

VN beauftragt den Ursprungsmakler 
A umfassend mit einem Maklermandat. 
A vermittelt dem VN mehrere Versiche-
rungsverträge. Zwei Jahre später beauf-
tragt der VN den Versicherungsmakler B 
nun umfassend für alle seine Versiche-
rungsangelegenheiten samt Betreuungs-
auftrag. B zeigt dies dem Versicherer an, 
worauf hin A von der Versicherung eine 
Mitteilung bekommt, dass B nun der 
betreuende Makler des VN ist.

Mangels eindeutiger Rechtsprechung 
zu diesem Thema gibt es zwei Möglich-
keiten den Beispielsfall zu lösen. Dies 
wäre zum einen, dass man die Mandatie-
rung des neuen Maklers als konkludente 
Kündigungserklärung des Altmandats 
versteht. Zum anderen könnte man 
auch von einer „Doppelmandatierung“ 
ausgehen, sodass zwei Versicherungs-
makler unabhängig voneinander mit der 
Besorgung der Versicherungsangelegen-
heiten beauftragt sind.

1. Doppelmandatierung
Durch die Anzeige der Maklervollmacht 
sowie des Maklervertrages gegenüber 
dem Versicherer hat sich der neue Mak-
ler ausreichend legitimiert. Dieser ist als 
Versicherungsmakler für den Versiche-
rungsnehmer beauftragt die Angele-
genheiten bezüglich seiner Versiche-
rungen zu regeln. Die Maklervollmacht 
berechtigt den Makler in der Regel zum 
Abschluss von Versicherungsverträgen, 
zur Abgabe und Entgegennahme von 
Willenserklärung und der Geltendma-
chung von Ansprüchen aufgrund von 
Versicherungsfällen. 

Oftmals agiert der Versicherungsmak-

ler auch als sog. Korrespondenzmakler, 
wonach sämtlicher Schriftverkehr, 
welcher für den Versicherungsnehmer 
bestimmt ist, über den Versicherungs-
makler zu laufen hat.

Dies hat zum einen die praktische 
Folge, dass der Versicherer beiden 
Versicherungsmaklern sämtlichen 
Schriftwechsel vorzulegen hätte. Ferner 
würden Belege oder Anzeigen des 
Versicherungsnehmers den Versicherer 
doppelt erreichen und würden nicht 
nur zu Verwirrungen, sondern auch zu 
einem nicht unerheblichen Mehrauf-
wand führen.

Eine weitere Frage ist die der Betreu-
ung. Als mandatierter Versicherungs-
makler sorgt man grundsätzlich auch für 
die laufende Betreuung und Beratung 
hinsichtlich bestehender Verträge. Bei 
einer doppelten Mandatierung hätte dies 
zur Folge, dass eine doppelte Beratungs- 
und Betreuungspflicht bestehen würde. 
Dies kann in der Regel selbst vom Versi-
cherungsnehmer nicht gewünscht sein.

Besonders problematisch sind jedoch 
Haftungsfälle. Bei einer doppelten Man-
datierung stellt sich berechtigterweise 
die Frage, ob der alte Versicherungsmak-
ler auch für ein Fehlverhalten des neuen 
Versicherungsmaklers haftet, wenn 
diesem im Rahmen der Betreuung eine 
Pflichtverletzung vorzuwerfen ist. 

Eine Doppelmandatierung kann daher 
auch aus Sicht des Kunden, sofern er 
sich hierüber überhaupt Gedanken 
gemacht hat, nicht gewünscht sein. Von 
einer bewussten Doppelmandatierung 
kann daher in der Regel nicht ausgegan-
gen werden.

2. Konkludente Kündigung
Mit der Mandatierung und der Über-
sendung der Vollmacht könnte zugleich 
auch eine Kündigung des alten Makler-
mandats verbunden sein.  Dem Versiche-
rungsnehmer wird in der Regel daran ge-
legen sein, nur einen Ansprechpartner 
in Sachen Versicherungen zu haben und 
dies wird der neue Versicherungsmakler 
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sein, dem dieser erst kurze Zeit zuvor 
sein Vertrauen geschenkt hat. 

Die Anzeige der neuen Mandatierung 
wird also als Kündigungserklärung der 
bestehenden Maklervereinbarung und 
-vollmacht auszulegen sein.  Der neue 
Versicherungsmakler kündigt somit die 
bestehende Beziehung zwischen dem 
Alt-Makler und dem Versicherungsneh-
mer im Auftrag des Versicherungsneh-
mers. Die Kündigung wird dem neuen 
Versicherungsmakler durch die Versiche-
rung bekanntgegeben, indem diese dem 
Altmakler mitteilt, dass nun ein neuer 
Versicherungsmakler die Versicherung-
sangelegenheiten des Versicherungsneh-
mers betreut. 

Der Versicherungsnehmer hätte nun 
in diesem Fall nur noch einen Versiche-
rungsmakler, welcher als sein „treuhän-
derischer Sachwalter“  dessen Versi-
cherungsangelegenheiten wahrnimmt. 
Eine Doppelmandatierung mit all seinen 
Unklarheiten entsteht somit nicht.

3. Zurückweisung der Kündigung
Gem. § 174 Satz 1 BGB kann eine 
Partei eine Kündigung bei einem 
einseitigen Rechtsgeschäft zurückwei-
sen, wenn der Bevollmächtigte keine 
Vollmachtsurkunde vorlegt. Sofern also 
der neue Versicherungsmakler der Ver-
sicherung gegenüber nicht die Origi-
nalvollmachtsurkunde oder eine eigens 
unterschriebene Ausfertigung vorlegt,  
welche diese an den bisherigen Versi-
cherungsmakler weiterreichen kann, 
kann der alte Versicherungsmakler die 
Kündigung unverzüglich zurückweisen 
und muss diese dann folglich nicht 
gegen sich gelten lassen.  Er hat somit 
einen „mittelbaren“ Anspruch auf die 
Vorlage der Originalvollmacht, bevor 
eine Kündigungserklärung formal und 
materiell Wirksamkeit entfalten kann 
(vgl. § 174 Satz 1 BGB). Eine Fotokopie, 
ein eingescanntes Dokument oder ein 
Telefax langt selbstverständlich nicht 
für die richtige Form der Originalvoll-
machtsurkunde. 

4. Rechtliche Konsequenzen
Hat also der Versicherungsmakler die 
Kündigung gegenüber dem Versicherer, 
der als Erklärungsbote des neuen Ver-
sicherungsmaklers agiert, unverzüglich 
zurückgewiesen und wurde er darüber 
hinaus nach § 174 Satz 2 BGB nicht 
von dem VN über die neue Bevollmäch-
tigung  in Kenntnis in gesetzt, so ist 
die Kündigung unwirksam.  Er ist also 
weiterhin der betreuende Versicherungs-
makler des Versicherungsnehmers und 
durch seine wirksame Vollmacht in der 
Betreuung legitimiert. Die Versicherung 
muss nun also auch weiter mit diesem in 
Kontakt treten. Erst eine wirksame Kün-
digung des Versicherungsnehmers oder 
des neuen Maklers unter Vorlage einer 
Originalvollmacht oder einer weiteren 
Ausfertigung im Original muss der „Alt-
Makler“ gegen sich gelten lassen. Zudem 
kann der VN den Ursprungsmakler von 
der neuen Bevollmächtigung des Folge-
maklers in Kenntnis setze, für dieses „in 
Kenntnis setzen“ gilt diese Anforderung 
der Vollmachtsurkunde nach § 174 Satz 
1 BGB allerdings nicht. Diese ist derzeit 
jedoch (noch) nicht üblich. 

Den alten Makler treffen sodann 
weiterhin die Betreuungs- und Bera-
tungspflichten, aber auch das Recht, das 
Bestandspflegeentgelt zu vereinnahmen, 
bis eine wirksame Kündigung durch die 
Vorlage der Originalvollmacht erfolgt. 

IV. Ergebnis
Insbesondere in Zeiten der InsureTechs, 
in denen ganze Bestände via Finger-
tippen verschwinden, sollten Versi-
cherungsmakler vom Versicherer die 
Originalvollmacht  des neuen Maklers 
durch den eigenen Kunden fordern. In-
sureTechs können eine solche Original-
vollmacht im Sinne des § 174 BGB meist 
nicht vorlegen, sodass eine Abwande-
rung des Kunden an ein solches Unter-
nehmen bereits aus „formalen“ Gründen 
unterbunden werden kann! Auch im 
Internetgeschäft gilt das BGB. 
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Viele Mehrfachvertreter stehen vor dem 
Problem, dass sie den Kunden bestmög-
lich beraten wollen und insbesondere 
Kündigungen und Vertragsabschlüsse für 
den Kunden dazu auch schnellstmöglich 
in die Wege leiten wollen. Das Problem, 
das sich dann jedoch stellt, ist das bei 
jeder Kündigung und jedem Vertragsab-
schluss der Kunden unterzeichnen muss, 
da dem Mehrfachvertreter oftmals eine 
Vollmacht dazu fehlt. Bei vielen Mehr-
fachvertretern entsteht daher das Bedürf-
nis, ähnlich einem Versicherungsmakler, 
sich vom Kunden bevollmächtigen zu 
lassen, damit dieser effektiv, praktikabel 
und ohne zeitliche Verluste die Wünsche 
des Kunden umsetzten kann.

Fraglich ist jedoch, ob eine 
solche Bevollmächtigung, ähn-
lich der einer Maklervollmacht 
überhaupt zulässig wäre? 

1. Unterscheidung Mehrfachvertreter 
zum Versicherungsmakler
Um diese Frage zu klären, ist es zu-
nächst einmal sinnvoll zu verdeutlichen, 
wo die Unterschiede zwischen einem 
Mehrfachvertreter sowie einem Versi-
cherungsmakler liegen.

Während der Versicherungsmakler un-
abhängiger und treuhänderischer Sach-
walter des Kunden ist und ausschließlich 
von diesem beauftragt wird, dass Risiko 
des Kunden zu ermitteln und diesem 
aufgrund der am Markt zur Verfügung 
stehenden Versicherungen aufzuzeigen, 
um dieses Risiko bestmöglich zu decken, 
befindet sich der Mehrfachvertreter in 
einem Doppelrechtsverhältnis.

Auf der einen Seite ist er als Handels-
vertreter nach §§ 84 ff. HGB Beauftrag-
ter der Versicherungsgesellschaften und 
hat im Namen und Auftrag dieser Verträ-
ge zu vermitteln, auf der anderen Seite 
hat er jedoch die Kunden entsprechend 

ihrer Wünsche und Bedürfnisse bestmög-
lich zu beraten, so dass innerhalb seiner 
ihm zur Verfügung stehenden Produkte 
auch Umdeckungen möglich sind.

2. Vertragsfreiheit
In Deutschland besteht Vertrags-
freiheit. Mit der Beauftragung eines 
Versicherungsvertreters kommt jedoch 
ohnehin ein Auftrags-, ggf. Vertrags-
verhältnis zustande. Dies ist davon 
abhängig, ob wechselseitige Rechte und 
Pflichten vereinbart werden. 

Wenn es keine mündlichen oder 
schriftlichen Vereinbarungen gibt, so 
würde zunächst das gesetzliche Auf-
tragsrecht, der Geschäftsbesorgungs-
vertrag nach § 675 BGB, heranzuziehen 
sein. Denn einen rechtsfreien Raum 
kann es nicht geben. In Ermangelung 
vertraglicher Vereinbarungen kommt 
daher ein gesetzliches Schuldverhältnis 
zwischen den Parteien zustande. 

Darf und kann sich der 
(Mehrfach-) Vertreter von 
seinem Kunden wie ein 
Makler bevollmächtigen 
lassen?

Text 
von 
Stephanie Has, 
Rechtsanwältin in der Kanzlei Michaelis
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Für den Versicherungsmakler ist es 
vollkommen anerkannt, dass dieser ei-
nen Maklervertrag mit seinem Kunden 
schließen kann. Dies ergibt sich aus der 
oben genannten Vertragsfreiheit sowie 
dem üblichen Handelsbrauch, der sich 
aus jahrelanger Praktizierung ergibt. 
Es wurde von keiner Seite bislang in 
irgendeiner Weise in Abrede gestellt, 
dass ein Versicherungsmakler nicht 
berechtigt wäre, dispositives Gesetzes-
recht zu seinem rechtlichen Vorteil ver-
traglich mit seinem Kunden zu regeln. 
Dabei sind selbstverständlich auch die 
strengen Vorgaben des § 67 VVG zu 
berücksichtigen. 

Eine Rechtsnorm, welche eine ver-
tragliche Vereinbarung zwischen einem 
Mehrfachvertreter und Versicherungs-
nehmer ausschließt, ist jedoch nicht 
ersichtlich, so dass grundsätzlich unter 
Beachtung der speziellen Regelungen 
des VVG sowie BGB eine Bevollmäch-
tigung durch den Kunden nicht von 
vornherein ausgeschlossen ist.

Vielmehr besteht sogar häufig das glei-
che Regelungsbedürfnis eines Mehrfach-
vertreters, wie das Regelungsbedürfnis 
des Versicherungsmaklers. Die Interes-
senlage ist also durchaus vergleichbar. 

3. Grenzen der Bevollmächtigung
Nach § 59 Abs. 3 VVG ist Versiche-
rungsmakler im Sinn dieses Gesetzes, 
wer gewerbsmäßig für den Auftragge-
ber die Vermittlung oder den Abschluss 
von Versicherungsverträgen über-
nimmt, ohne von einem Versicherer 
oder von einem Versicherungsvertreter 
damit betraut zu sein. Als Versiche-
rungsmakler gilt, wer gegenüber dem 
Versicherungsnehmer den Anschein 
erweckt, er erbringe seine Leistungen 
als Versicherungsmakler nach Satz 1.

Unter haftungsrechtlichen Gesichts-
punkten ist natürlich darauf hinzuwei-
sen, dass ein Mehrfachvertreter nicht 
den Anschein erwecken darf, er bringe 
seine Leistungen als Versicherungsmak-
ler. Dann würden auch die Grundsätze 

der Maklerhaftung eingreifen. 
Aufgrund einer Erstinformation 

kann und soll aber gerade Gegenteiliges 
bewirkt werden. Es soll sehr deutlich 
gesagt werden, dass es sich um einen 
Versicherungsvertreter handelt und die-
ser entsprechend § 59 Abs. 2 VVG von 
Versicherungsgesellschaften, welche 
ebenfalls transparent darzustellen sind, 
damit betraut wurde Versicherungen zu 
vermitteln.

Der Kunde muss daher bereits beim 
ersten geschäftlichen Kontakt erkennen 
können, dass ein Versicherungsvertreter 
mit ihm eine Vereinbarung abschließt 
und dieser daher auch nur aufgrund der 
Auftragsverhältnisse zu den einzelnen 
Versicherern befugt ist, die seitens die-
ser Versicherer zur Verfügung gestellten 
Produkte zu vermitteln. Der Kunde darf 
somit keine Zweifeln mehr an der recht-
lichen Stellung seines Vertragspartners 
haben. Gerade diese Transparenz dürfte 
dafür sorgen können, dass gerade nicht 
der Anschein erweckt werden kann, ein 
Mehrfachvertreter würde die Interessen 
des Kunden vertreten und als Versiche-
rungsmakler i. S. d. § 59 Abs. 3 VVG 
tätig sein. 

So hat bereits das OLG Oldenburg 
VersR 1999, 757 sowie das OLG Hamm 
VersR 2010, 388 entschieden, dass eine 
fehlende Transparenz, insbesondere bei 
Anbahnung des Vertragsverhältnisses 
zwischen Mehrfachvertreter und Ver-
sicherungsnehmer zu Schadensersatz-
pflichten des Vertreters gleich einem 
Versicherungsmakler führen. 

Mit einer deutlichen Transparenz 
kann dem Kunden also gerade positiv 
vor Augen geführt, dass es sich um ei-
nen Versicherungsvertreter handelt, der 
für einen Versicherer tätig ist. Nur so 
kann auch verhindert werden, dass der 
Mehrfachvertreter als Anscheinsmakler 
in Haftung genommen werden kann. 

4. Inhaltliche Ausgestaltung
Da der Mehrfachvertreter als Handels-
vertreter im Auftrag und damit auch im 

Interesse der Versicherungsgesellschaft 
zu agieren hat, sind Kündigungen beste-
hender Verträge und damit insbesondere 
einhergehend Umdeckungen von Verträ-
gen regelmäßig nicht unproblematisch. 
So ist der Mehrfachvertreter nur dann 
auch berechtigt, Versicherungsverträge 
umzudecken, wenn der jeweilige Versi-
cherer auch mit einer solchen Regelung 
einverstanden ist. Denn der Vertreter 
hat selbstverständlich die Interessen 
eines Versicherers wahrzunehmen. 

Umdeckungen von Verträgen führen 
nicht zu Interessenwahrnehmung der 
Versicherer. Deshalb bedürfe der Versi-
cherungsvertreter, sollte er zu Umde-
ckungen berechtigt sein, grundsätzlich 
der vertraglich geregelten Zustimmung 
der Versicherer, dass er diese erweiterte 
Befugnis hat. 

Möglicherweise kann sich auch 
aus der gebräuchlichen Praxis eines 
Mehrfachvertreters eine entsprechende 
Befugnis ableiten. Denn der Mehrfach-
vertreter steht ebenfalls in einem Art 
Doppelrechtsverhältnis. Natürlich hat er 
auch die Interessen seines Auftragsge-
bers wahrzunehmen. Welche Interessen 
im Einzelnen überwiegen, lässt sich 
nicht pauschal beantworten. Daher ist 
es sehr hilfreich, dass im Zweifel die In-
teressen der Versicherer zurückzutreten 
haben, wenn die berechtigten Interessen 
des Versicherungsnehmers überwiegen. 

Des Weiteren sollte aus der Bevoll-
mächtigung klar hervorgehen, auf wel-
cher Markt- und Informationsgrundlage 
er seine Beratung leistet. Er sollte den 
Kreis der mit ihm zusammen arbei-
tenden Versicherer seinem Kunden 
offenlegen. Nach § 60 VVG ist er be-
rechtigt, seine Beratungsgrundlage zu 
beschränken. Dies führt auch zu einer 
haftungsrechtlichen Privilegierung des 
Mehrfachvertreters auf die benannten 
Versicherer und deren Produkte. Diese 
in Betracht kommende Haftungsredu-
zierung kann – unabhängig von dem 
zugrundeliegenden Vertrag – sinn-
vollerweise ergänzt werden. 
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Des Weiteren haftet auch ein Mehrfach-
vertreter nach § 63 VVG. Auch hinsicht-
lich seines Haftungsumfanges und der zu 
erbringenden Dienstleitung ist es sinnvoll 
und richtig, entsprechende Vereinba-
rungen mit seinem Kunden zu treffen. 

Ebenso ist es erforderlich, dass ein 
Vertreter eine Erlaubnis hat, mit den 
Daten des Kunden umzugehen. Dies 
insbesondere hinsichtlich der beson-
deren persönlichen Daten, wie z. B. 
den Gesundheitsdaten. Auch hier ist es 
zwingend zu empfehlen, dass ein Mehr-
fachvertreter ebenfalls die Legitimation 
mit den Daten hat. Auch hier ist die 
Rechtsgrundlage genereller Natur und 
sogar zwingend empfehlenswert.

5. Zusammenfassung
Aus dem Grundsatz der Vertragsfreiheit 
folgt, dass auch ein Mehrfachvertreter 
berechtigt ist, vertragliche Vereinba-
rungen mit seinem Kunden zu treffen. 
Insbesondere ist kein Grund ersichtlich, 
weshalb das Auftragsverhältnis zwi-
schen dem Vertreter und dem Kunden 
nicht auch näher schriftlich ausgestaltet 
werden kann. 

Wenn also die Versicherer oder der 
Versicherungsvertreter damit einverstan-
den sind, darf der „Abschlussvertreter“ 
entsprechende vertragliche Vereinba-
rungen mit seinem Kunden treffen, 
selbstverständlich unter Beachtung des 
Gesetzesrechts des BGB und des VVG. 

Ein Mehrfachvertreter ist (ebenso 
wie ein Versicherungsmakler) dem 
Grunde nach berechtigt, Vertrags-
verhältnisse mit seinem Kunden zu 
schließen und auch eine Vollmacht im 
Innen- und Außenverhältnis zu verein-
baren. Ggf. sollte er sich von beiden 
Seiten auch von den Beschränkungen 
des § 181 BGB befreien lassen.

Selbstverständlich empfiehlt es sich bei 
der Ausgestaltung dieser Vereinbarungen 
anwaltliche Hilfe zu suchen, damit eine 
Anscheinsmaklerhaftung vermieden wird. 
Die Kanzlei Michaelis ist dabei gerne Ihr 
erster Ansprechpartner! 
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Das Bundesdatenschutzgesetz, welches 
den einzelnen Kunden vor Missbrauch 
seiner personenbezogenen Daten 
schützen soll, stellt seit jeher in der 
Umsetzung des Versicherungsver-
triebes eine lästige Herausforderung für 
den Versicherungsvermittler dar. 

Insbesondere auch bei der Etablie-
rung eines rechtlich einwandfreien 
Onlinevertriebs stellt sich häufig für 
die Versicherungsmakler die Frage, 
auf welche formelle Weise der Kunde 
seine Einwilligung in die Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung personenbe-
zogener Daten erteilen muss? § 4a des 
Bundesdatenschutzgesetzes sieht dabei 
zunächst die Schriftform vor, wenn 
nicht aufgrund besonderer Umstände 
davon abgewichen werden darf. Dies 
bedeutet, dass der Makler ein Original 
der Einwilligungserklärung benötigt, 
ein Fax, Scan oder eine Datei per Mail 

würde nicht ausreichen! Die Erklärung 
wäre schon formal unwirksam. 

Schriftformerfordernis auch 
im Onlinevertrieb?
Praxisnah stellt sich natürlich die Frage, 
ob nicht z.B. speziell der Onlinevertrieb 
einen solchen „besonderen Umstand“ 
darstellt. In ursprünglicher Form der Re-
gelung war diese gesetzliche Regelung 
(§ 4a BDSG) noch nicht auf die neuen 
Herausforderungen des wachsenden 
E-Commerces eingestellt, sodass in den 
ursprünglichen Kommentierungen zum 
Gesetz unter die besonderen Umstände 
zunächst nur besondere Eilbedürftig-
keit, langfristige Geschäftsbeziehungen 
und das eigene Interesse des Betroffenen 
als Ausnahme gefasst worden sind. 

Jedoch ist insbesondere im Online-
vertrieb zu bedenken, dass gerade in 

den jüngeren Kommentierungen zum 
Datenschutzgesetz auch die Nutzung 
einer Einwilligungserklärung im 
E-Commerce unter die „besonderen 
Umstände“ gefasst worden ist, sofern 
nicht bereits die Vorschriften zur elek-
tronischen Einwilligung bei Telemedien 
in § 13 Abs. 2 TMG die Anwendung 
findet. Dies kann also unter Umständen 
sogar eine Spezialvorschrift sein („lex 
specialis“), was den Onlinevertrieb 
auch von Versicherungen angeht. Dabei 
ist zu beachten, dass in diesem Fall 
bereits eine elektronische Einwilligung 
in die Datenverarbeitung möglich sein 
soll, wenn die Einwilligung durch eine“ 
eindeutige und bewusste Handlung des 
Nutzers“ erfolgt. Dies setzt aufgrund 
der Eigenart des Onlinevertriebs 
schon keine Schriftform (dies würde 
immer eine eigenhändige Unterschrift 
voraussetzen) voraus, sondern kann 

Sind schriftliche 
Datenschutzerklärungen  
für Makler erforderlich  
oder nicht?

Text 
von 
Rechtsanwälten Conradt / Michaelis,  
Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte
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auch durch andere Wege gewährleistet 
werden: so kann die Einwilligung zum 
Beispiel per E-Mail an den Nutzer ge-
sendet werden - mit der Aufforderung, 
diese durch Klicken eines „Links“ zu 
bestätigen. 

Alternativ kann dem Nutzer die 
Einwilligungserklärung in einem ge-
sonderten Bildschirmfenster zwingend 
angezeigt werden - und eine weitere 
Aktion vom Anklicken eines darauf 
gerichteten Auswahlfeldes abhängig 
machen. 

Grundsätzlich handelt es sich bei die-
sen Möglichkeiten um die Umsetzung 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung, 
nach der regelmäßig eine aktive Hand-
lung des Nutzers durch Opt-In (z.B. 
Setzen eines Häkchens) ausreichen soll 
(Erwägungsgrund 25 zur Datenschutz-
Grundverordnung). Von einem grund-
sätzlichen Schriftformerfordernis, wie 
es noch das „alte“ BDSG vorgesehen 
hat, kann insofern im Onlinevertrieb 
Abstand genommen werden können.

Einwilligung in Datenverar-
beitung vom Gewerbekunden 
erforderlich?
Ein weiteres klassisches Problem für 
den Makler ist jedoch nicht nur die 
Umsetzbarkeit der Einwilligung eines 
Verbraucherkunden, sondern auch das 
grundsätzliche Einwilligungsbedürfnis 
bei einem Gewerbekunden - dies gilt 
nicht nur für den Onlinevertrieb, son-
dern auch für das alltägliche Geschäft.  

Aus dem Gesetz ergibt sich aus § 3 
BDSG (den Begriffsbestimmungen), 
dass personenbezogene Daten Einzelan-
gaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse einer bestimmten oder 
bestimmbaren natürlichen Person 
(Betroffener) sind. Da insbesondere die 
Einwilligung aus § 4a sich nur auf den 
Umgang mit diesen personenbezogenen 
Daten (und besondere Arten perso-
nenbezogener Daten) bezieht, fallen 
nicht-natürliche Personen aus dem 

Anwendungsbereich „eigentlich“ raus.
Aber: der im Gesetz verankerte 

Grundsatz, dass nur die Daten natür-
licher Personen betroffen sind, wird 
insbesondere durch die Rechtspre-
chung der Verwaltungsgerichte nicht 
nur aufgeweicht, sondern zuneh-
mend ausgehebelt. Das BDSG soll 
insbesondere dann für Unternehmen 
Anwendung finden, wenn diese in den 
Schutzbereich des verfassungsrechtlich 
gewährleisteten „Recht auf informati-
onelle Selbstbestimmung“ nach Art. 
14 Grundgesetz fallen (VG Wiesbaden 
vom 18. Januar 2008, Az 6 E 1559/06, 
Oberverwaltungsgericht Niedersachsen 
in der Entscheidung zum Az. 10 ME 
385/08, VG Wiesbaden, Entschei-
dung vom 27. Februar 2009, Az. 6 K 
1045/08.WI).

Die diesbezüglich wesentlichen 
finanziellen und personalen Verbin-
dungen treten häufig bei der so genann-
ten „Ein-Mann-GmbH“ oder Einzelfir-
men in Form von Einzelkaufleuten auf. 
Bei diesen sollte davon ausgegangen 
werden, dass zwischen der eigentlich 
handelnden juristischen Person und 
der dahinterstehenden natürlichen 
Personen ein besonders enger Zusam-
menhang besteht – und diese folglich 
in den Schutzbereich des BDSG fallen. 
Eine Einwilligung ist in diesem Falle 
zwingend einzuholen.

Unser Fazit:
Im Online Versicherungsvertrieb 
können Sie die datenschutzrechtliche 
Einwilligungserklärung relativ einfach 
mit einem ausdrücklichen „Einwilli-
gungsfeld“ durch aktives anklicken des 
Kunden rechtssicher gewährleisten 
und benötigen nicht die „eigentliche“ 
schriftliche Einwilligung des Kunden.

Diese technische Lösung sollte der 
Versicherungsmakler immer gleicher-
maßen für alle seine Kunden im Online-
Vertrieb anbieten, egal ob Verbraucher 
oder Unternehmer.  
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Das Bundesarbeitsgericht hat nach der 
erfolgreichen Revision des Unterzeich-
ners am 21.01.2015 unter dem Akten-
zeichen BAG 10 AZR 84/14 insoweit 
ein Stück deutsche Rechtsgeschichte 
geschrieben, als dass sich die in der 
Überschrift gestellte Frage teilweise 
beantwortet hatte.

Sie stellt sich jetzt noch vehementer 
die Frage, weil es nach der Zurückver-
weisung vom Bundesarbeitsgericht und 
nach dem zwischenzeitlichen Abschluss 
des Verfahrens nach Zurückverweisung 
durch das BAG zum vorinstanzlichen 
Landesarbeitsgericht und vieler Paral-
lelverfahren auf Ebene der Landesar-
beitsgerichtsbarkeit, zwar im Ergebnis, 

nicht aber in der Interpretation des 
BAG-Urteiles etwas mehr Rechtsklar-
heit gibt:

In manchen Arbeitsvertragskon-
stellationen könnte die Konsequenz 
aus dem genannten Urteil des Bundes-
arbeitsgerichtes sein, dass es für alle 
Arbeitnehmer, die solche laufenden Ar-
beitsverträge haben, um eine „saftige“ 
Gehaltserhöhung gehen könnte. 
Aus Arbeitgebersicht gilt es gründlich 
zu prüfen, ob Sie nach dem Urteil des 
Bundesarbeitsgerichtes solche „Zeit-
bomben“ in den eigenen Arbeitsverträ-
gen haben. Hierauf sollte dringend im 
Sinne der Personalkosten geachtet und 
ggf. unverzüglich durch richtige Neuge-

staltung gegengesteuert werden. 
Aus Arbeitsnehmersicht stellt sich 

die Frage, ob man legal das Urteil des 
Bundesarbeitsgerichtes nutzt und um 
eine entsprechende Gehaltserhöhung 
kämpfen kann?

Arbeitsrechtlich ging es um folgendes:
Das Bundesarbeitsgericht hat, neben 
einer deutlichen Erhöhung der Bear-
beitungs- und Dokumentationslast für 
Arbeitgeber bei Stornierungen für von 
Arbeitnehmer vermittelten – auch den 
nur mittelbar vermittelten – Versiche-
rungen (Stichwort: Superprovision), 
zwei bisher nicht unübliche Klauseln 
in Arbeitsverträgen für unwirksam 
erklärt.

Text 
von
Rechtsanwalt  Dr. Jan Freitag Fachanwalt für 
Arbeitsrecht, Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte

„Die Zeitbombe“ in 
Arbeitsverträgen 
mit zusätzlicher 
Provisionsvergütung?
– Das Urteil des Bundesarbeitsgerichtes in BAG 10 AZR 
84/14 sollten Sie kennen, wenn Sie Arbeitnehmern 
zusätzliche Provisionen zahlen! –
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1. Provisions- und Provisions-
rückzahlungsklausel, BAG 10 
AZR 84/14, RN 43-48
Dem Bundesarbeitsgericht ging es um 
folgende, oder gleichlautende Klausel:

„Voraussetzung für die (vorschüssige) 
Zahlung von Superprovision und 
Provision für Eigengeschäft ist, dass der 
Mitarbeiter die Provisionsbedingungen, 
insbesondere die Stornohaftungsbedin-
gungen der einzelnen Gesellschaften 
anerkennt und als vertragsgemäß 
akzeptiert. Gleiches gilt für die Allge-
meinen Provisionsbestimmungen der 
Gesellschaft. Die Gesellschaft wird das 
Prozedere hierzu noch festlegen und dem 
Mitarbeiter mitteilen.“

Dem Bundesarbeitsgericht ging es 
ersichtlich um Transparenz in den Ar-
beitsverträgen. Die Entscheidung, dass 
solche Klauseln unwirksam sind, ist 
eindeutig. Über die rechtliche Konse-
quenz wird jedoch noch gestritten:

Die Konsequenz aus dem Wortlaut 
der Entscheidung des Bundesarbeitsge-
richtes muss nach einer Ansicht sein, 
dass die Rückforderungsklauseln in 
Arbeitsverträgen dann, wenn sie un-
wirksam sind und der Arbeitgeber eben 
die Provisions- und Stornohaftungsbe-
dingungen dem Arbeitnehmer nicht 
vorgelegt hat, keine Rechtsgrundlage 
für die Rückforderung von Arbeitsvergü-
tung im Falle einer Stornierung bieten.

In der Konsequenz hätte der Arbeit-
nehmer also einen Provisionsanspruch, 
aber er wäre (wegen der unwirksamen 
Rückforderungsklausel und weil der 
Arbeitgeber keine Provisions- und 
Stornohaftungsbedingungen vorgelegt 
hat) nicht gefährdet, nach Stornierungen  
Provisionen zurückzahlen zu müssen.

Die andere Auffassung vertritt die 
Ansicht, dass für den Arbeitgeber 
andere gesetzliche Rechtsgrundlagen 
zur Rückforderung der Provisionen 
bestünden, z.B. aus dem HGB (§ 87 
Absatz 3 i.V.m. § 92 Absatz 2 und 3 

HGB, § 87a Absatz 3 und § 92 Absatz 
4 HGB seien zu beachten bzw. Grund-
lage) oder aus dem BGB (§ 812 BGB). 
Diese bestünden, als klare gesetzliche 
Regelungen, unabhängig von der Vorla-
ge und Kenntnisnahme der Provisions- 
und Stornohaftungsbedingungen auf 
Arbeitnehmerseite im Arbeitsvertrag.

Der Verfasser dieses Artikels vertritt 
die Auffassung, dass das zitierte Urteil 
des Bundesarbeitsgerichtes nur dann 
vollständig Sinn ergibt, wenn man der 
ersten Auffassung folgt. Sonst hätte das 
Urteil keine rechtliche Konsequenz. 
Zwar sind gesetzliche Rückforderungs-
ansprüche, z.B. über das Bereiche-
rungsrecht, nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen. Hier wird es aber nur 
um Ausnahmefälle, wie der bewusste 
Missbrauch des Arbeitnehmers in der 
Vermittlung, gehen.

So führte auch das Bundesarbeitsge-
richt nach einer Frage des Unterzeich-
ners in der mündlichen Verhandlung 
am 21.01.2015  aus, dass es davon 
ausginge, dass der Arbeitgeber bei 
einer Rückforderung von Vergütung 
vom Arbeitnehmer auch darlegen und 
beweisen müsse, wie er konkret die 
Provisions- und Stornohaftungsbe-
dingungen dem Arbeitnehmer näher 
gebracht habe. Die Vorlage und Kennt-
nisnahme (inklusive Einverständnis) 
der Provisions- und Stornohaftungs-
bedingungen sind also offensichtlich 
für das Bundesarbeitsgericht Teil der 
geforderten Transparenz, wenn der 
Arbeitgeber Provisionsvergütung vom 
Arbeitnehmer zurückerlangen möchte.

Die Landesarbeitsgerichte (das 
Bundesarbeitsgericht hatte nach sei-
nem zitierten Urteil zurückverwiesen 
bzw. war naturgemäß Grundlage für 
Entscheidungen von Landesarbeits-
gerichten in Parallelverfahren) haben 
jedoch die Unbegründetheit der Rück-
forderung von Provisionen durch den 
Arbeitgeber nicht so begründet, wie 
der Verfasser es erwartet hatte. U.E. 
wäre naheliegend gewesen, die Klagen 

des Arbeitgebers nach dem BAG-Urteil 
abzuweisen, weil der Arbeitgeber die 
Provisions- und Stornohaftungsbe-
dingungen dem Arbeitnehmer nicht 
vorgelegt hatte. Die Landesarbeitsge-
richte, die nach dem hier besprochenen 
Urteil des BAG entschieden haben, 
haben aber die Rückforderungskla-
gen des Arbeitgebers an den hohen 
Schlüssigkeitsforderungen, die das 
Bundesarbeitsgericht in seinem Urteil 
aufgestellt hat, scheitern lassen („deut-
lichen Erhöhung der Bearbeitungs- und 
Dokumentationslast für Arbeitgeber bei 
Stornierungen für von Arbeitnehmer 
vermittelten Versicherungen“). Dies 
wäre für die Arbeitgebervertreter die 
juristische Höchststrafe!

2. Stornoreservekonten in 
Arbeitsverträgen, BAG 10 AZR 
84/14, RN 58, 60
Das Bundesarbeitsgericht hat au-
ßerdem folgende Klausel bezüglich 
Stornoreservekonten für unwirksam 
erklärt, die ebenfalls in der Praxis nicht 
unüblich sein dürften:

„Es werden 10 % der vom Mitarbeiter 
erwirtschafteten Provisionen – gleich 
welcher Art – einem unverzinslichen 
Sicherheitskonto gutgeschrieben, welches 
von der Gesellschaft verwaltet wird. 
Über diese Ansprüche kann der Mitarbei-
ter erst verfügen, wenn sich kein Vertrag 
mehr in der Stornohaftungszeit befindet 
und auch sonst keine Rückforderungsan-
sprüche der Gesellschaft bestehen oder 
entstehen können.“

In diesem Punkt waren sich alle Pro-
zessbeteiligten einig, dass die Konse-
quenz aus dem Urteil des Bundesar-
beitsgerichtes bei solchen Klauseln 
sein dürfte, dass der Arbeitsnehmer, 
jedenfalls nach seiner letzten Abrech-
nung des Stornoreservekontos, das dort 
ausgewiesene bestehende Guthaben 
ausgezahlt bekommen muss.
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So lauteten auch die dem BAG-Urteil 
folgenden Landesarbeitsgerichtsent-
scheidungen, die der Unterzeichner 
widerklagend erwirkt hat.

3. Rechtliche Konsequenzen?
Der „erste Zünder der Bombe“ wäre, 
sich auszumalen, dass der Arbeitneh-
mer Provisionsvergütung unabhängig 
von späteren Stornierungen immer 
voll behalten darf, weil (siehe Ziffer 
1) wegen Unwirksamkeit der arbeits-
vertraglichen Klausel der Arbeitgeber 
die Provision nicht mehr zurückfor-
dern darf, sogar wenn er nachweisen 
könnte, dass es zu korrekten Stornie-
rungen gekommen sei. Denn er hat 
wegen Nichtvorlage der Provisions- 
und Stornohaftungsbedingungen keine 
Rechtsgrundlage mehr (siehe oben) für 
Rückforderungen!

Im Grunde wären Rückforderung 
von Provisionsvergütung von Arbeit-
nehmern ohne Vorlage und Einver-
ständnis von Provisions- und Storno-
haftungsbedingungen in der Sphäre des 
Arbeitnehmers immer unwirksam. Im 
laufenden Arbeitsverhältnis würde dies 
für die Zukunft gelten und im Rahmen 
der Verjährungs- oder arbeitsvertrag-
lichen Verfallfristen auch für bestimmte 
Zeiten in der Vergangenheit. 

Dies wäre schon eine ordentliche 
Gehaltserhöhung, und zwar in der 
Höhe der Storno-Quote der vom 
Arbeitnehmer für den Arbeitgeber 
vermittelten Versicherungen.

Der „zweite Zünder der Bombe“ 
geht jedoch noch weiter:

Stornoreservekonten werden in der 
Praxis in laufenden Arbeitsverhält-
nissen im Kontokorrent geführt. Ein 
bestimmter Anteil des Gehaltes des Ar-
beitsnehmers (im BAG-Fall 10 %) wird 
in das Stornoreservekonto gebucht, 
davon werden laufend Stornierungen 
abgezogen, so dass sich ein Saldo zu 
Gunsten oder zu Lasten des Arbeit-
nehmers ergibt.

Wenn aber nun auch das Stornoreser-
vekonto nach dem Bundesarbeitsge-
richt unwirksam ist (und wie im hier 
besprochenen BAG-Fall beide Klauseln 
vorhanden und unwirksam sind), hat 
der Arbeitnehmer denklogisch nicht 
nur Anspruch darauf, ein ggf. vor-
handenes Guthaben sofort ausgezahlt 
zu bekommen und zukünftig weder 
Stornoreserve noch tatsächliche Stor-
nierungen abgezogen zu bekommen, 
sondern der Arbeitgeber wäre auch 
bezüglich des in der Vergangenheit 
einbehaltenen Gehaltes im Stornore-
servekonto ungerechtfertigt bereichert 
und müsse abrechnen und auszahlen.
Im besprochenen BAG-Fall ginge es 
also um 10 % Gehaltserhöhung für die 
Zukunft und um eine sehr hohe Ein-
malzahlung (10 Prozent des Gehaltes 
seit Beginn des Arbeitsvertrages !), 
wenn die Storno-Quote höher wäre, 
sogar um noch mehr. 

Denn die rechtliche Konsequenz 
wäre zusätzlich, dass der Arbeitnehmer 
für Jahre (denn durch das Kontokor-
rent dürfte auch die Verjährung oder 
ein arbeitsvertraglicher Verfall keine 
Rolle spielen) das einbehaltene Gehalt 
(also die Stornierungen) voll zurückbe-
kommt, unabhängig von der tatsäch-
lichen Berechtigung jeder einzelnen 
Stornierung.

Praktische Konsequenz wäre die 
vielleicht ein wenig provokativ bzw. 
martialisch klingende Überschrift zu 
diesem Artikel.

Fazit:
Jedenfalls das Risiko der rechtlichen 
Konsequenz einer sehr hohen Gehalts-
erhöhung für alle Vertriebsangestellten 
im Versicherungsbereich, die arbeits-
vertraglich in der vom Bundesarbeits-
gericht kritisierten, in der Praxis aber 
nicht unüblichen Weise Vermittlungs-
provisionen zugesichert bekommen 
haben, liegt auf der Hand.
Das Bundesarbeitsgericht hat die 

Klauseln für unwirksam erklärt. Der 
Eindruck des Verfassers ist, dass dem 
Bundesarbeitsgericht die rechtliche 
Konsequenz nicht vollständig bewusst 
war, was er auch aus den Erörterungen 
in der mündlichen Verhandlung vor 
dem Bundearbeitsgericht in Erfurt 
schließt.

Hintergrund war ersichtlich, dass 
es in dem vorliegenden Fall nicht 
darauf ankam, da es um ein lange 
(jenseits der Verjährungsfristen) 
beendetes Arbeitsverhältnis ging. Die 
rechtlichen Überlegungen des Bun-
desarbeitsgerichtes insgesamt (Un-
wirksamkeit derartiger Klauseln und 
„hohe Hürden“ für die Rückforderung 
von Provisionsvergütung) sind nach 
Überzeugung des Verfassers dieses 
Artikels in jedem Fall arbeitsrechtlich 
überzeugend. Von uns wurde in der 
Revisionsbegründung in eine ähnliche 
Richtung argumentiert.

Ob dieses Urteil des Bundesarbeits-
gerichtes eine Dimension erhält, wie 
z.B. die Unwirksamkeit von Widerrufs-
klauseln in Darlehens- oder Versi-
cherungsverträgen, ist sicher noch 
nicht abzusehen. Jedoch ist jedem 
Arbeitnehmer und jedem Arbeitgeber 
dringend anzuraten, die eigenen Ar-
beitsverträge auf diesen Aspekt hin zu 
prüfen und Rechtsklarheit zu schaffen. 

Ich helfe Ihnen gern weiter:
Dr. Jan Freitag, Fachanwalt für Arbeits-
recht, Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte, 
Glockengießerwall 2, 20095 Hamburg, 
Telefon: 040 88888 777

Unsere Kanzlei, die ihren Mandanten-
Schwerpunkt im Versicherungs-
bereich hat, bietet über ihre vielen 
Rechtsanwälte anwaltliche Beratung 
in unterschiedlicher juristischen 
Disziplinen. Viele Firmen nutzen die 
Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte über 
eine monatliche Beratungspauschale 
als „externe Rechtsabteilung“.  
www.Kanzlei-Michaelis.de 
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Der Name EIOPA ist selbst in der Ver-
sicherungswelt nicht allen ein Begriff, 
dabei handelt es sich bei der „Europä-
ischen Behörde für das Versicherungs-
wesen und die betriebliche Altersvor-
sorge“ letztlich um die oberste Aufsicht 
in eben dieser Branche. Im Zuge der 
Umsetzung der europäischen Richtlinie 
zur Versicherungsvermittlung geistert 
die EIOPA erstmals auch für viele Ver-
sicherungsmakler durch Ihre Arbeitsre-
alität. Den Versicherungsunternehmen 
hingegen ist die EIOPA schon länger 
ein Begriff, schließlich sind sie auch 
viel eher durch aufsichtsrechtliches 
Handeln betroffen als der einfache 
Makler. Doch alles in allem wissen nur 

die wenigsten, welche Befugnisse die 
EIOPA hat und wie sie auf den Versi-
cherungsmarkt wirkt. 

„Finanzmärkte sind heute nicht mehr 
national, sondern europäisch und 
global ausgerichtet, sodass auch die 
Aufsicht europäisch und global sein 
muss.“

Die EIOPA wurde am 24. November 
2010 mit der EU-Ratsverordnung 
1094/2010 in das Leben gerufen und 
hat Ihren Sitz in Frankfurt am Main. 
Gemeinsam mit ihren Schwesterbe-
hörden von der Banken- (EBA) und 
Wertpapieraufsicht (ESMA) bildet sie 

das sogenannte „Europäische Finanz-
aufsichtssystem“, welches nach der 
Weltfinanz- und Eurokrise ab 2007 
etabliert wurde, um durch gemeinsame 
Aufsichtsarbeit die Wiederholung solch 
zerstörerischer Ereignisse zu vermei-
den. Der ehemalige Präsident der 
Europäischen Kommission José Manuel 
Barroso begründete diese Entwick-
lungen so: „Finanzmärkte sind heute 
nicht mehr national, sondern europä-
isch und global ausgerichtet, sodass 
auch die Aufsicht europäisch und global 
sein muss.“ 

Als gänzlich neugeschaffene Behörde 
hat die EIOPA keinen unmittelbaren 
Vorgänger. Dennoch ging sie im 

Text 
von
RA Stephan Michaelis LL.M. / stud. iur. 
Vincent Jacobsen

Was ist die EIOPA 
eigentlich? Und was kann 
sie überhaupt?
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Endeffekt aus CEIOPS, dem Versi-
cherungsausschuss der Europäischen 
Aufsichtsbehörden hervor, der ein reines 
Beratungsgremium ohne Durchset-
zungskompetenz gewesen ist. Die 
EIOPA hingegen wurde mit weiterrei-
chenden Kompetenzen ausgestattet, 
wobei die Zielrichtung ihres Wirkens auf 
die Förderung und Durchsetzung von 
Unionsrecht limitiert ist. Hierin besteht 
ein wichtiges Abgrenzungskriterium 
gegenüber den nationalen Aufsichtsbe-
hörden, das unter anderem auch deren 
Hoheit weitestgehend bewahrt. 

Technische Durchführungs- und 
Regulierungsstandards als 
Instrument des Handelns
Die EIOPA hat verschiedene Befug-
nisse, wobei ihre Rolle beim Erlass von 
sogenannten „Technischen Standards“ 
wohl die wichtigste ist. Technische 
Regulierungs- und Durchführungsstan-
dards sind delegierte Rechtsakte, die 
der Konkretisierung von Basisrechtsak-
ten, also de facto „größeren“ Verord-
nungen dienen. Seit Inkrafttreten des 
Lissaboner Vertrags in 2009 können 
der EU-Rat und das EU-Parlament in 
Gesetzgebungsakten gemäß Art. 290 
AEUV die Kommission ermächtigen 
solche delegierten Rechtsakte zu 
erlassen. Hierbei geht es darum die 
Detailflut in den eigentlichen Gesetz-
gebungsakten zu reduzieren. Mittels 
„Technischer Standards“ werden die 
Basisakte dann ergänzt, ausgeformt 
und konkretisiert.

Die EIOPA ist im Rahmen ihres versi-
cherungsrechtlichen Aufgabenbereichs 
damit betraut die entsprechenden 
„Technischen Standards“ zu entwerfen 
und der Kommission zur Verabschie-
dung vorzulegen. Damit hat die EIOPA 
nicht nur eine „quasi-legislative“ Kom-
petenz, sondern kann ganz entschei-
dend auf die tatsächliche Anwendung 
von Unionsrecht einwirken. Welchen 
Einschlag solche Regulierungsstan-

dards haben kann man am Beispiel der 
„PRIIP-VO“ sehen, die Versicherungs-
unternehmen aufgibt, bestimmte Le-
bensversicherungsprodukte aufgrund 
ihres Investmentcharakters mit einem 
Risikoindikator auszuweisen. Hier be-
stimmen dann Regulierungsstandards 
wie genau der Indikator durch die Ver-
sicherungsunternehmen zu berechnen 
und bestimmen ist. Auch hinsichtlich 
der Vermittlerrichtlinie IDD existiert 
bereits ein Dossier, welches mögliche 
Regulierungsstandards behandelt. 

EIOPA kann auch direkt gegen-
über der BaFin oder Einzelun-
ternehmen tätig werden
Zusätzlich kommt der EIOPA eine 
Überwachungsfunktion zu, die sie 
gegenüber den nationalen Aufsichtsbe-
hörden – wie etwa der BaFin – ausübt. 
Hierzu formuliert sie Leitlinien, welche 
die Umsetzung oder Durchführung 
von Unionsrecht behandeln. Diese 
Anweisungen sind unverbindlich und 
daher juristisch gesehen nicht sonder-
lich werthaltig. Allerdings sind eben 
diese Richtlinien bei der Überprüfung 
von Behördenhandeln vor deutschen 
Gerichten wegen Art. 4 Abs. 3 EUV 
auslegungserheblich, sodass von ihnen 
mittelbar auch eine rechtliche Wirkung 
ausgeht. Hinzu kommt, dass die EIOPA 
im Falle einer Zuwiderhandlung durch 
die BaFin eine öffentliche Bekanntma-
chung vornehmen kann, in der eben 
diese Zuwiderhandlung europaweit 
kommuniziert wird. Durch dieses Pro-
zedere des „naming and shamig“ ergibt 
sich ein faktischer Befolgungsdruck.

In seltenen Ausnahmefällen kann die 
EIOPA sogar gegenüber einem einzelnen 
Versicherungsunternehmen tätig wer-
den. So ein Vorgehen kommt lediglich 
dann in Betracht, wenn Unionsrecht 
durch nationale Behörden nicht umge-
setzt wird. Die EIOPA leitet sodann ein 
Untersuchungsverfahren ein, dass mit 
einer Einzelfallentscheidung gemäß 

Art. 17 Abs. 6 VO (EU) 1094/2010 
gegenüber dem beaufsichtigten 
Versicherungsunternehmen endet. In 
einem solchen Fall ist die Entschei-
dung der EIOPA vorrangig gegenüber 
Entscheidungen der BaFin. Zu den 
weiteren Kompetenzen der EIOPA, 
die im Rahmen dieses Beitrags nicht 
erörtert werden können, gehören die 
Vermittlung zwischen Aufsichtsbehör-
den verschiedener EU-Staaten sowie 
Sonderbefugnisse im Falle einer erneu-
ten Finanzkrise. 

Kaum direkte Auswirkungen 
auf den Versicherungsmakler
Dass die EIOPA in der Praxis nicht die 
Bedeutung hat, auf welche ihre Position 
als oberste Aufsichtsbehörde schließen 
lässt, wird schon deutlich, wenn man 
sie mit der BaFin als deutsche Aufsicht 
vergleicht. Während bei der BaFin über 
2.500 Personen beschäftigt sind, kommt 
die EIOPA nur auf wenig mehr als 100 
Mitarbeiter. Dies findet seine Begrün-
dung vor allem in dem auf Unionsrecht 
beschränkten Anwendungsbereich der 
EIOPA. Nichtsdestotrotz hat die EIOPA 
ganz entscheidende Leitungs- und 
Einflussmöglichkeiten, sobald es um 
die Umsetzung von Unionsrecht geht 
und die Regelungsdichte im EU-Recht 
nimmt zu. Dennoch betreffen diese 
Kompetenzen vornehmlich die Versiche-
rungsunternehmen, da sie regelmäßig 
Adressat unionsrechtlicher Regelungen 
sind. Mithin wirkt sich das Handeln 
bisher nur mittelbar auf den Versiche-
rungsmakler aus, wenn Versicherer die 
Auswirkungen aufsichtsrechtlicher Vor-
gaben an den Makler durchreichen. Eine 
unmittelbare Relevanz der EIOPA für 
den Versicherungsmakler ergibt sich nur 
dann, wenn die Versicherungsvermitt-
lung durch Unionsrecht betroffen ist. 
Dementsprechend kann die EIOPA im 
Zuge der Umsetzung der IDD (Versiche-
rungsvertriebsrichtlinie) für den Makler 
wichtig werden. 
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Es ist das oberste standesrechtliche 
Gebot eines Rechtsanwaltes, dass er 
sich zu 100% für die Interessen seine 
Mandanten einzusetzen hat. Der Rechts-
anwalt ist schon aus dem Standesrecht 
der BORA (Berufsordnung für Rechts-
anwälte) verpflichtet, zu 100% die 
Interessen seines Mandanten umfas-
send zu wahren. Daher ist es zunächst 
naheliegend davon auszugehen, dass 
ein Rechtsanwalt gegenüber seinem 
Mandanten auch stets zu 100% loyal 
sein muss. Aber ist der Vermittler auch 
der Mandant? Schauen wir uns jetzt die 
Rechtslage etwas genauer an: 

I. Typischer Sachverhalt 
Wir haben z. B. häufig damit zu tun, 
dass ein Versicherungsnehmer (VN) aus 
seinem Versicherungsvertrag nicht die 
vereinbarte vertragliche Leistung im 
Schadenfall erhält. Wir haben sodann 
alles dafür zu tun, dass der Versiche-
rungsnehmer diesem Leistungsanspruch 
erfolgreich gegenüber seinem Versiche-
rer durchsetzt. Leider kommt es immer 
häufiger vor, dass der Versicherer die 
Leistung verweigert und sogar auf ein 
Verschulden des Vermittlers hinweist. In 
der Regel ist es gern der Versicherungs-
makler, auf den die Verantwortung der 

Nicht-Regulierung abgeschoben wird 
(z.B. bei der vorvertraglichen Anzeige-
pflichtverletzung).

Liegt also nun eine „normale Bevoll-
mächtigung“ und Beauftragung des 
Rechtsanwaltes vor, so muss dieser 
aus dem Mandatsverhältnis heraus 
seinem Kunden anempfehlen, auch den 
Vermittler, zumeist Makler, zu verklagen 
oder diesen zumindest im Rahmen des 
gerichtlichen Prozesses (gegen den VR) 
den Streit zu verkünden. Anderenfalls 
läuft der Mandant (VN) und auch der 
Rechtsanwalt Gefahr, dass mögliche An-
sprüche aus der denkbaren Beratungs-

Text 
von
Stephan Michaelis LL.M., Fachanwalt für 
Versicherungsrecht und für Handels- und 
Gesellschaftsrecht

Können Rechtsanwälte 
wirklich loyal gegenüber 
dem Vermittler sein?
– Die anwaltliche „Zwickmühle“ –
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pflichtverletzung des Maklers verjähren. 
Diese Verjährungsunterbrechung wäre 
nur durch eine gerichtliche Streitver-
kündung gegenüber dem Vermittler, 
z.B. Makler, zu unterbrechen oder durch 
die eigenständige Klage gegen den 
Vermittler.

Also stimmt zunächst die Aussa-
ge, dass der Rechtsanwalt oder auch 
die Rechtsanwältin ihren Mandanten 
gegenüber zu 100% loyal sein müssen. 
Der Rechtsanwalt muss also zumindest 
darauf hinweisen, dass neben dem 
strittigen Anspruch aus dem Versiche-
rungsvertrag auch ein Anspruch in 
gleicher Höhe gegenüber dem Vermittler 
bestehen könnte, wenn z.B. anderweitig 
ein wirksamer Versicherungsschutz hät-
te vereinbart werden können oder dem 
Makler ein Beratungsverschulden treffen 
könnte. Würde der Rechtsanwalt einen 
solchen Hinweis und eine solche Bera-
tung gegenüber seinem Mandanten dem 
VN, nicht leisten, so würde er sich ge-
genüber seinem Mandanten sogar selbst 
schadenersatzpflichtig machen können. 
Würden also die erkennbaren möglichen 
Ansprüche gegenüber dem Vermittler 
verjähren, so haftet der Rechtsanwalt 
seinem Mandanten gegenüber auf 
vollständigen (möglichen) Schadenersatz 
wegen unvollständiger Beratung.

II. Echte Loyalität 
Kann es in Ansehung dieser eindeutigen 
Rechtslage dann noch eine Loyalität 
gegenüber dem Vermittler / Makler ge-
ben? Vermutlich selten, denn entweder 
der Makler oder auch der Rechtsanwalt 
würden in gleicher Höhe gegenüber 
dem Mandanten / Versicherungsnehmer 
haften. Geht die Freundschaft Ihres 
Rechtsanwaltes zu Ihnen als Versiche-
rungsmakler also soweit, dass er Ihren 
Schaden gegebenenfalls selbst überneh-
men würde? Vielleicht nicht immer… 
, mit der Folge, dass er Ihren Kunden 
„in dieser Zwickmühle“ gegen Sie zu 
beraten hat.

III. Lösung des Loyalitätsfalles 
Wir möchten unsere Loyalität gegen-
über unserer Maklerschaft klar und 
unmissverständlich zum Ausdruck 
bringen. Hierfür gibt es aber nur einen 
denkbaren Weg: Die beratende Kanzlei 
hat immer mit dem vom Makler/
Vermittler empfohlenen Mandanten 
ein ausdrückliches eingeschränktes 
Mandat abzuschließen. Dabei ist dem 
Versicherungsnehmer bei der Mandats-
übertragung bereits klar und unmissver-
ständlich vor Augen zu führen, dass z. B. 
wir, die Kanzlei Michalis Rechtsanwälte, 
aus unserer Geschäftsbeziehung zum 
Versicherungsmakler stets den loyalen 
Vorrang einräumen, wenn wir ein 
Kundenmandat von „unseren“ Maklern 
annehmen.

Die Kanzlei Michaelis übernimmt in 
diesen Konstellationen nur die einge-
schränkten Mandate zur Durchsetzung 
von Leistungsansprüchen gegenüber 
dem Versicherer. Mit dieser Mandatsü-
bernahme erklären wir bereits unmiss-
verständlich, dass eine ansonsten erfor-
derliche „automatische Prüfung“ von 
etwaigen Beratungspflichtverletzungen 
des Vermittlers unterbleibt, wenn der 
Versicherungsnehmer auf Empfehlung 
unserer Makler an uns verwiesen wurde. 
Dies vereinbaren wir dann immer indivi-
duell mit unserem (neuen) Mandanten.

IV. Das Garantieren wir
Wir sprechen unseren Maklern daher 
eine rechtsverbindliche und unmissver-
ständliche Garantieerklärung aus, dass 
wir gegenüber unseren Maklern niemals 
den Vorwurf einer möglichen Beratungs-
pflichtverletzung erheben, wenn es 
um die Schadenkompensation aus der 
Geltendmachung der Versicherungslei-
stung geht.

Die Kanzlei Michaelis garantiert ihren 
Maklern die 100%-ige Loyalität, die nur 
möglich ist, wenn rechtsverbindlich von 
Anfang an ein eingeschränktes Mandat 
erteilt wird. Viele Makler arbeiten 

bekanntermaßen natürlich auch mit 
anderen vor Ort ansässigen Rechts-
anwälten zusammen. Jedem Makler 
können wir jedoch nur dringend empfeh-
len, dass er niemals die Loyalität seines 
Anwaltes, entgegen den gesetzlichen 
Verpflichtungen des Anwaltes, auf die 
Probe stellen muss. Diese Sicherheit 
hat der Versicherungsmakler nur dann, 
wenn rechtlich transparent sichergestellt 
ist, dass der Rechtsanwalt immer nur 
ein eingeschränktes Mandat mit dem VN 
vereinbart. Bei der Weiterempfehlung 
von Rechtsanwälten sollte also jeder 
Versicherungsmakler darauf achten, 
wen und auf welcher Rechtsgrundlage 
– eingeschränktes Mandat oder „übliche 
Beauftragung“ - er weiterempfiehlt! 

V. Fazit
Die Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte 
garantiert eine 100%-ige Loyali-
tät gegenüber den kooperierenden 
Versicherungsvermittlern und do-
kumentiert dies nicht nur mit einer 
Garantieerklärung, sondern stets mit 
der Vereinbarung eines eingeschränkten 
Mandates gegenüber den angetragenen 
Versicherungsnehmern. Vermittler, die 
die Kanzlei Michaelis weiterempfehlen, 
haben also die absolute Sicherheit, dass 
nicht plötzlich durch den umfassend 
prüfenden Rechtsanwalt – der rechtlich 
hierzu verpflichtet wäre - der Vorwurf 
eines möglichen Beratungsverschuldens 
des Vermittlers erhoben wird. Vollkom-
men ungeachtet der Frage, ob an einem 
solchen Vorwurf gegen den Vermittler 
überhaupt etwas dran ist oder nicht. Wir 
sind echte Makleranwälte und unter-
stützen bundesweit immer nur unsere 
Maklerschaft und deren Kunden, keines-
falls aber darf unsere uneingeschränkte 
Loyalität gegenüber unseren Maklern 
in Frage gestellt werden können. Leider 
ist es aber so, dass viele nicht um diese 
„Zwickmühle der Rechtsanwälte“ wissen 
oder dieses Problem nicht rechtzeitig 
erkennen. Sie jetzt aber schon! 
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Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Mi-
chaelis, Sie haben als Rechtsanwalt eine 
eigene Insure-Tech-App namens KLARA 
entwickelt und auf den Markt gebracht. 
Wie kamen Sie auf diese Idee? 
Michaelis: Unsere neue Klara ist 
nur eine logische Fortentwicklung 
unserer Makler-App mit dem Namen 
AppRiori. Vor ungefähr vier Jahren 
waren wir einer der ersten, die bereits 
eine App für den Versicherungsmakler 
entwickelt hatten. Heutzutage sind 
es immerhin über 5000 Makler, die 
unsere technische Anwendung nutzen. 
Mit AppRiori kann der Versicherungs-
makler rechtssichere Maklerverträge 
erstellen und dies nach seinen ganz 
individuellen Wünschen konfigurieren. 
Ich beobachte laufend die Rechtspre-
chung und überlege, welche Vorteile 
für den Versicherungsmakler noch 
in seine wichtigen Kundenverträge 
aufgenommen werden können. Neben 
dem Herzstück der Maklerverträge 

bietet AppRiori.de natürlich auch 
viele weitere Mehrwerte, wie z.B. die 
Erstellung einer Servicevereinbarung 
(versicherungsvermittlungsunabhän-
gige Dienstleistung), das Muster einer 
Beratungsdokumentation oder auch die 
weiteren notwendigen Unterlagen wie 
Maklervollmacht oder eine gesonderte 
Datenschutzerklärung. 

Insofern war es natürlich für uns der 
nächste logische Schritt, dass wir den 
Makler in seiner Rechtsbeziehung zum 
Endkunden weiter unterstützen und 
ihm auch ein technisches Mittel an die 
Hand geben, wie er diese Kommunika-
tion in der Endkundenbeziehung opti-
miert. Früher musste er beispielsweise 
seine Maklerverträge per E-Mail an den 
Kunden schicken, heute kann er dies 
auch über die Klara automatisch ein-
stellen und hinterlegen. Es ist also eine 
Vereinfachung seiner Kundenkommuni-
kation mit den Versicherungsnehmern 
auf erweiterter technischer Basis.

Ihre Klara sieht sehr gut aus, gibt es 
denn noch weitere wichtige Funktionen 
für den Makler? 
Michaelis: Selbstverständlich, denn 
die bestmögliche Haftungssicherheit ist 
mit unseren Maklerverträgen dennoch 
nur einer der vielen Vorteile. In erster 
Linie soll die Klara den Makler die 
umfassende Kundenbetreuung ermög-
lichen. Dementsprechend kann der 
Versicherungsmakler seine Kunden die 
Rahmendaten der Versicherungsver-
träge einspielen und den Kunden mit 
der Klara eine Vertragsübersicht seiner 
Verträge erstellen. 

Sollte der Versicherungsmakler 
dabei seine Kunden nicht alle Versiche-
rungsverträge betreuen, so erhält der 
Kunde eine Aufforderung, auch die so-
genannten „Fremdverträge“ auf seinen 
Versicherungsmakler zu übertragen. 
Diesen Übertragungswunsch legt dann 
der Kunde seinen Makler vor, so dass 
dieser die bestehenden Fremdverträge 

Die unabhängige 
Endkunden-App für 
Makler namens „Klara“
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in seine eigene Betreuung übernehmen 
kann. Leichter und einfacher kann ein 
Versicherungsmakler kein Geld verdie-
nen. Gleichwohl empfehle ich drin-
gend, dass im Rahmen der Betreuungs-
übernahme der Versicherungsmakler 
ein eingehendes Beratungsgespräch 
führt, um gegebenenfalls den beste-
henden Versicherungsschutz bestmög-
lich zu aktualisieren.

Ich habe verstanden, dass die Übernah-
me von courtagepflichtigen Fremdver-
trägen für den Versicherungsmakler sehr 
interessant ist. Außerdem verhindert 
der Versicherungsmakler ja auf diesem 
Wege, dass andere Ihm seine Bestands-
verträge wegnehmen. Gibt es noch einen 
Vorteil, auf den Sie Hinweisen möchten? 
Michaelis: Ja, durchaus. Denn ich 
bin nicht nur der Auffassung, dass die 
Digitalisierung sehr rasch voranschrei-
ten wird, ich fürchte langfristig auch, 
dass sich die Courtagehöhe reduzieren 
könnte. Deshalb sollte der Versiche-
rungsmakler überlegen, ob er nicht 
aus seinen bestehenden Geschäftsver-
bindungen heraus weitere Einnahmen 
generieren könnte?

Hierbei denke ich insbesondere 
an das Angebot weiterer Dienstlei-
stungen, die gerade nicht im unmit-
telbaren Zusammenhang mit der 
Vermittlung eines Versicherungsver-
trages stehen. Der Versicherungsmak-
ler kann sein Dienstleistungsspektrum 
gegenüber dem Endkunden erweitern 
und muss dann natürlich auch berech-
tigt sein, dass er diese Dienstleistung 
vergütet erhält. 

Momentan ist noch unklar, ob ein 
solches honorarpflichtiges Dienstlei-
stungsangebot auch Verbrauchern 
angeboten werden darf. In jedem Fall 
ist der Versicherungsmakler aber 
berechtigt, weitere Servicegebühren 
gegenüber seinen gewerblichen Kun-
den zu erheben. Die Erweiterung des 
Dienstleistungsspektrums des Maklers 
dürfte sehr leicht möglich sein. Er 

hat also ein sehr großes Geschäftsfeld 
„aus seinem bestehenden Bestand“, 
welches der Makler derzeit nicht aktiv 
nutzt. Deshalb bietet Klara auch die 
individuelle Erstellung einer Service-
dienstleistung für jeden Makler an, der 
sein individualisiertes Dokument dann 
an den jeweils gewünschten Kunden 
über Klara weitergeben kann. Nicht 
nur den Umfang, sondern auch den 
jeweiligen Preis kann der Makler na-
türlich selbst festlegen. Würde er also 
nur drei Kunden von seinem Dienstlei-
stungsangebot für € 10,00 im Monat 
überzeugen können, so hätte er bereits 
die Nutzungsgebühren für die Klara 
wieder drin. Jeder Makler wird aber 
mehr als drei Kunden haben, welche 
an einem erweiterten Dienstleistungs-
spektrum interessiert sind. Fast alle 
Makler haben hier noch ein riesiges 
Potential, um mit ihren Kunden über 
weitere Vergütungen und Dienstlei-
stungen zu sprechen. Klara kann nur 
die Kommunikation mit dem Kunden 
etwas einfacher machen. 

Das sind ja schon drei große Vorteile: 
Rechtsicherheit durch Maklerverträge, 
Courtagesteigerung durch Übernahme 
der Fremdverträge und Honorareinnah-
men durch Servicevereinbarungen. Ha-
ben Sie auch noch ein viertes Highlight? 
Michaelis: Selbstverständlich! Ich 
habe noch ein schönes Alleinstellungs-
merkmal. Der Versicherungsmakler 
kann sich auch in der Unterstützung 
der Schadenregulierung für den VN 
entlasten. Die Klara kann den End-
kunden dazu berechtigen, im Versi-
cherungsfall die Fachanwälte unserer 
Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte zu 
kontaktieren. Sodann erhält der Klara-
Endkunde des Maklers telefonische 
kostenfreie Beratung im Schadenfall. 
Der Makler kann nicht nur auf die hohe 
Qualität seines eigenen Hauses hinwei-
sen, sondern auch auf die Schadens-
unterstützung durch die Fachkanzlei 
Michaelis. Wenn der Makler diesen ko-

stenlosen Service der Kanzlei wünscht, 
dann muss er pro Kunde im Jahr nur 
€ 1,00 bezahlen. Der Kunde erhält 
dann also die kostenfreie rechtliche 
Unterstützung und der Makler hat für 
geringe Kosten eine eigene Rechtsabtei-
lung, die unterstützend helfen kann.

Damit bietet Klara ja wirklich interes-
sante Mehrwerte. Was ist denn aber, 
wenn der Makler nur die Übernahme 
der Fremdverträge möchte?
Michaelis: Sie haben recht, neben 
den weiteren Grundfunktionen wie 
die Kontaktdaten des Versicherungs-
maklers und ein Chat-Fenster muss 
der Versicherungsmakler natürlich 
nicht alle angebotenen Funktionen 
nutzen. In welchen Modulen der Ver-
sicherungsmakler seinen Kunden die 
Nutzungsmöglichkeit anbietet, kann 
der Versicherungsmakler individuell 
über AppRiori einstellen. Der Makler, 
der keine Servicevereinbarung möchte, 
kann also einfach diese Nutzungsfunk-
tion deaktivieren. Selbiges gilt selbst-
verständlich auch für das Angebot der 
Schadenunterstützung im Versiche-
rungsfall. Daher ist es möglich, dass 
sich die Nutzung der Klara auch nur 
auf eine Bestandsübersicht bezieht und 
dem Kunden für seine Fremdverträge 
der Betreuungsauftrag angeboten wird. 

Sie sprachen davon, dass es sich bei drei 
Kunden für den Makler bereits finanziell 
lohnt? Können Sie das bitte noch einmal 
genau erklären? 
Michaelis: Natürlich sehr gern. Hin-
sichtlich der Kosten hat der Versiche-
rungsmakler zunächst eine einmalige 
Installationsgebühr von € 99,00 zu 
bezahlen. Hierfür wird ihm die App 
Klara zur Verfügung gestellt und auf 
seine Bedürfnisse individualisiert und 
seine Versicherungsbestände werden 
eingespielt. 

Die monatlichen Nutzungskosten be-
tragen € 29,00 für jeweils ein Paket von 
1000 Kunden. Für jeden Endkunden, 
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den der Makler Klara zur Verfügung 
stellt, zahlt er also im Monat 29 Cent 
und mit der Schadenunterstützungs-
klausel 129 Cent. Diese zusätzlichen 
Kosten muss er zwar aus seiner Courta-
ge finanzieren, sollte aber mit der Über-
nahme von Fremdverträgen und den 
Abschluss von Servicevereinbarungen 
schnell und leicht gegenfinanziert sein. 
Wir haben insofern versucht, ein sehr 
preisgünstiges Angebot für den Makler 
zu entwickeln. Bei unseren ersten 100 
Neukunden verzichten wir übrigens 
auf die Einrichtungsgebühr und stellen 
dem Makler die Nutzung von Klara 
drei Monate zum Testen kostenfrei zur 
Verfügung. 

Vielen Dank, Herr Rechtsanwalt Micha-
elis, dass Sie uns erläutert haben, welche 
Vorteile die Klara den Versicherungs-
maklern bietet. Möchten Sie dem noch 
etwas hinzufügen?
Michaelis: Auch das möchte ich sehr 
gern. Zunächst bedanke ich mich ganz 
herzlich für das Interview. Neben den 
wirtschaftlichen aufgezeigten Vor-
teilen möchte ich am Schluss noch 
darauf hinweisen, dass die richtige 
Anbieterauswahl einer App für den 
Versicherungsmakler sehr wichtig 
ist. Er muss darauf achten, dass diese 
Technik ihm langfristig zur Verfügung 
steht, regelmäßig weiterentwickelt wird 
und damit ein zukunftsfähiges und 
preisgünstiges Arbeitstool bietet. Ich 
biete den Versicherungsmaklern diese 
Unabhängigkeit, Sicherheit ihrer wert-
vollen Datenbestände und das fachliche 
Know-How um den großen Fin-Techs 
die Stirn zu bieten. Außerdem habe 
ich keine versteckten Provisions- oder 
Produktinteressen, sondern biete aus 
langjähriger Erfahrung eine qualitativ 
hochwertige Dienstleistung an. Ich 
hoffe sehr, dass die Versicherungsmak-
ler diesen Vorteil der Unabhängigkeit 
zu schätzen wissen, wenn sie sich für 
einen Anbieter in der neuen digitalen 
Welt entscheiden. 
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Diese Eingangsfrage möchte ich mit 
einem klaren Ja beantworten! Bevor ich 
aber auf unsere zukünftige Planung ein-
gehe, möchte ich an dieser Stelle hervor-
heben, welche besonderen Mehrwerte 
unsere Klara bereits heute bietet. 

I. Übernahme von Fremdver-
trägen
Der Versicherungsmakler lebt in einem 
starken Verdrängungswettbewerb. 
Die digitale Kommunikation über das 
Internet und über Apps nimmt immer 
stärker zu. Es ist heute nicht mehr der 
Ausschließlichkeitsvertreter oder die 
Bank, die dem Versicherungsmakler 
das Leben wirklich schwer machen. 
Denn in diesem Konkurrenzfeld hat der 
Versicherungsmakler den Vorteil, für 
seinen Kunden stets das optimale und im 
Preis-Leistungsverhältnis beste Produkt 
auszuwählen. Diese Transparenz, die 
der Makler bieten kann, wird künftig 
auch das Internet übernehmen kön-
nen. Die einfache Vergleichbarkeit von 
Versicherungsprodukten und der direkte 
Abschluss über das Internet ist also für 
den Versicherungsmakler die wesentlich 
größere Konkurrenz, als der Ausschließ-
lichkeitsvertreter um die Ecke. Deshalb 
muss sich der Versicherungsmakler drin-
gend technisch neu aufstellen, um dieser 
digitalen Konkurrenz zu begegnen. Jeder 
Makler muss also für sich eine Lösung 
finden, welche digitale Antwort er auf 
diese neue Internet-Konkurrenz findet. 

Mit unserem Produkt Klara geben wir 
daher jedem, gerade auch den kleinen 
Versicherungsmakler, ein Arbeitsmittel 
an die Hand, um mit den großen Fin-
Techs auf Augenhöhe zu sein. 

Die Übernahme von Fremdverträgen 
seines Bestandskunden ist also nur eines 
der vielen wichtigen Hilfsmittel, um dem 
Makler die Expansion seines Unterneh-
mens zu ermöglichen. Eine App, sei es 
nun Klara oder eine andere, soll nicht 
ausschließlich das anonyme und digitale 
Medium sein, wie ein Kunde künftig 
betreut wird. Gerade der Versiche-
rungsmakler muss hervorheben, dass 
es nur eine technische Unterstützung 
ist und die individuelle Beratung seines 
Kunden stets im Vordergrund steht. 
Deshalb muss der Versicherungsmakler 
Mehrwerte bieten, welches gerade die 
rein digitalen „Vergleichsanbieter“ nicht 
können. Dies ist und wird immer die 
persönliche Beratung bleiben!

II. Umdeckung beraten
Auch die Übernahme von Fremdverträ-
gen wird nicht ohne eine ergänzende 
persönliche Beratung auskommen. Rein 
digitale Anbieter befinden sich in einer 
Haftungsfalle! Mit der Übernahme der 
Fremdverträge ist selbstverständlich die 
Risikosituation des Kunden zu prüfen 
und dementsprechend ein geeigneter 
Versicherungsschutz auszuwählen 
und gegebenenfalls anzupassen. Auch 
„Bestandsräuber“ können sich nicht 

darauf zurückziehen, dass sie nur die 
Kundenverträge verwalten. Ein Versi-
cherungsmakler hat immer Beratung zu 
leisten, egal ob online oder offline. Ein 
Versicherungsmakler ohne Beratung ist 
kein Versicherungsmakler! 

Die technisch einfache Übernahme 
von Fremdverträgen mit Klara ist also 
nur ein technisches Hilfsmittel, um den 
Versicherungsmakler die persönliche 
Beratung auch zu den „noch Fremdver-
trägen“ zu ermöglichen. Dieses Potenti-
al im eigenen Kundenbestand muss der 
Versicherungsmakler aber unbedingt 
heben und ein mögliches Einfallstor für 
seine Wettbewerber schließen. 

III. Maklerverträge
Aus meiner Praxis heraus weiß ich, wie 
viele Versicherungsmakler ohne Mak-
lererträge oder schriftliche Vollmacht 
arbeiten. Der Bundesgerichtshof bestä-
tigt immer wieder, dass die Haftung des 
Versicherungsmaklers sehr weit geht. 
Dieser umfassenden und unbegrenzten 
Haftungsgefahr kann der Versiche-
rungsmakler nur begegnen, wenn er ein 
Versicherungsmaklervertrag mit seinem 
Kunden vereinbart. Mit einem solchen 
Versicherungsmaklervertrag kann der 
Versicherungsmakler seine Haftungs-
verantwortung gegenüber dem Kunden 
massiv reduzieren. Ein guter Versiche-
rungsmaklervertrag ersetzt natürlich 
nicht eine gute Beratungsdokumenta-
tion. Dennoch ist es eine unerlässliche 

Ist Klara visionär?
Text 
von 
Rechtsanwalt Stephan Michaelis LL.M., 
Fachanwalt für Versicherungsrecht und 
Handels- und Gesellschaftsrecht
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und wichtige Grundlage für die Zusam-
menarbeit zwischen einem Versiche-
rungsmakler und seinem Kunden. 

Klara zeigt sowohl dem Kunden, als 
auch dem Versicherungsmakler, ob diese 
wichtigen Vertragsgrundlagen vorhan-
den sind oder nicht. Dabei handelt es 
sich in erster Linie um den Versiche-
rungsmaklervertrag, die Vollmacht und 
gegebenenfalls eine Datenschutzerklä-
rung. Wurden diese Vereinbarungen 
zwischen den Parteien noch nicht ge-
schlossen, so zeigt Klara es den Parteien 
in der Farbe Rot deutlich an, dass diese 
Dokumente nicht vorhanden sind. Der 
Makler hat also dafür Sorge zu tragen, 
dass seine Kunden auch seinen Makler-
vertrag haben. Erst wenn Klara Grün 
anzeigt, hat der Versicherungsmakler 
seine rechtlichen Hausaufgaben erledigt. 
Nicht nur wegen der Veräußerbarkeit 
seiner Bestände, sondern auch zur 
Haftungssicherheit und Kundenbindung 
sind die Vereinbarungen von Versiche-
rungsmaklerverträgen und den weiteren 
Unterlagen unerlässlich. 

IV. Aktualisierung
Über AppRiori kann sich der Versiche-
rungsmakler seine eigenen Versiche-
rungsmaklerverträge erstellen und 
hat den Vorteil, dass durch die Kanzlei 
Michaelis in der regelmäßigen Überprü-
fung eine Aktualisierung der Vertrags-
vorlagen erfolgt. Denn die individuelle 
Erstellung eines Versicherungsmaklers 
durch einen qualifizierten Rechtsanwalt 
kostet gern € 2.000,00 (oder mehr) und 
bedarf zudem auch immer wieder der 
Anpassung und Aktualisierung mit den 
damit verbundenen Kosten.

V. Servicevereinbarung
Eine große und ungenutzte Einnahme-
quelle hat der Versicherungsmakler auch, 
wenn nur jeder seiner Bestandskunden 
ihm € 10,00 pro Monat für weitere 
Servicedienstleistungen bezahlen würde. 

Hierbei handelt es sich nicht um ein 
Honorar für die Vermittlung oder Betreu-
ung eines Versicherungsvertrages. Es 
handelt sich um ein (umsatzsteuerpflich-
tiges) Dienstleistungsentgelt, welches 
der Versicherungsmakler für weitere 
zusätzliche Dienstleistungen vereinbaren 
kann. Liegen seine Dienstleistungs-
einnahmen unter € 17.500,00 im Jahr, 
kann er sich im Rahmen der Kleinunter-
nehmerregelung im Übrigen auch von 
der Umsatzsteuerpflicht befreien lassen. 
Ob die Einnahmen aber nun mit oder 
ohne Umsatzsteuer erfolgen, ist auch 
nicht so wichtig, wenn es sich um echte 
zusätzliche Einnahmen handelt, die der 
Versicherungsmakler haben könnte. 

Es ist also ganz wichtig, dass die Ver-
sicherungsmakler darüber nachdenken, 
ob sie für ihre weiteren Dienstleistungen 
– neben der Vertragsvermittlung – eine 
Vergütung vom Kunden einfordern 
wollen. Welche Dienstleistungen der 
Versicherungsmakler seinen Kunden 
anbieten möchte und welche Vergü-
tung er dafür erhalten soll, kann der 
Versicherungsmakler selbstverständlich 
individuell über AppRiori einstellen, 
konfigurieren und für seine Bestands-
kunden in die Klara-Applikation einspie-
len. Auch hier ist gewährleistet, dass 
eine größtmögliche Individualisierung in 
seinem Massengeschäft erfolgen kann. 
Diese Individualisierungsmöglichkeit 
besteht also nicht nur für den Versi-
cherungsmaklervertrag, sondern auch 
für die Servicevereinbarung über die 
Plattform AppRiori. 

VI. Schadenunterstützung
Zuletzt hat der Versicherungsmak-
ler auch die Möglichkeit, sich durch 
die Kanzlei Michaelis im Schadenfall 
seines Kunden unterstützen zu lassen. 
Allerdings kostet dieser Beratungsser-
vice durch die Kanzlei Michaelis dem 
Versicherungsmakler € 1,00 pro Jahr pro 
Kunde. Wenn der Versicherungsmakler 
also diesen Service für ausgewählte oder 

alle Kunden anbieten, erhält der Kunde 
über Klara eine individuelle Registrie-
rungsnummer und gibt diese bei seinem 
Anruf in der Kanzlei Michaelis bekannt. 
Sodann wird der Versicherungsnehmer 
an einen Fachanwalt weitergeleitet, der 
dem Kunden neben dem Makler weitere 
wichtige Rechtstipps geben kann, 
um nach einem Schadenfall der einer 
Ablehnung des Versicherers keine Fehler 
zu machen. Ich bin der Meinung, dass 
es ein weiteres Serviceangebot für den 
Makler ist, welches er in der Zusam-
menarbeit mit der Kanzlei Michaelis 
sehr günstig für seine Bestandskunden 
einkaufen kann.

VII. Eigene Verträge
So, nun komme ich aber auch endlich 
mal zu unseren weiteren Visionen: 
Zunächst wollen wir es allen Versiche-
rungsmaklern ermöglichen, dass diese 
auch ihre eigenen Versicherungsmak-
lerverträge hochladen können, um 
nicht nur auf die Empfehlungen der 
Kanzlei Michaelis zurückgreifen zu 
müssen. Jeder Makler soll also weiter-
hin die Maklerverträge nutzen können, 
die er bereits für richtig und sinnvoll 
für seine Firma erachtet. 

VIII. Fotoservice
Des Weiteren ist es natürlich auch ganz 
wichtig, dass die Übermittlung von 
Fotos ermöglicht wird. Zum einen, da-
mit der Versicherungsnehmer einfach 
seine Policen fotografieren kann, um 
dem Versicherungsmakler die Betreu-
ung dieser Verträge zu ermöglichen. 
Dieser Service zur Unterstützung der 
Übernahme von Fremdverträgen muss 
zeitnah fertiggestellt werden. 

IX. auch im Schaden
Zum anderen bietet die Übermittlung 
von Fotos auch deutliche Erleichterungen 
im Rahmen der Schadenregulierung. Mit 
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der Schadenmeldung kann der Versiche-
rungsnehmer bereits per Foto gegenüber 
dem Makler schnell und einfach doku-
mentieren, welcher Schaden eingetreten 
ist. Auch zur Schadenunterstützung 
wird daher die Übermittlung von Fotos 
im Rahmen der Schadenmeldung einer 
unserer nächsten Mehrwerte sein. 

X. Fingerunterschrift
Unter Zuhilfenahme anderer Apps ist es 
heute auch bereits leicht möglich, die 
Dokumente einer „Fingerunterschrift“ 
zu zeichnen. Dies ersetzt allerdings 
nicht das Schriftformerfordernis. Ein 
Schriftformerfordernis braucht der 
Versicherungsmakler unbedingt für 
jedwede Verzichtserklärung. Außerdem 
empfehlen wir auch dringend, dass 
eine echte Datenschutzerklärung und 
auch eine Maklervollmacht schriftlich 
erfolgt. Eine Fingerunterschrift ersetzt 
keine Schriftform. Schriftform liegt 
eigentlich nur dann vor, wenn der 
Versicherungsmakler im Original ein 
unterzeichnetes Dokument in den Hän-
den hält. Trotz jedweder technischen 
Weiterentwicklung werden wir also 
diesen Systembruch in der digitalen 
Kommunikation nicht verhindern 
können. Deshalb unterstützt Klara die 
Übermittlung der Dokumente. Der 
Versicherungsmakler sollte sich aber 
alle diese Dokumente auf dem Postwege 
zuschicken lassen, um möglichst eine 
100%-ige Rechtsicherheit zu haben. 

Bei allen anderen Dokumenten 
genügt selbstverständlich die Textform. 
Daher werden wir auch dafür Sorge 
tragen, dass die weiteren Dokumente, 
wie die Bestandsübertragung oder der 
Maklervertrag mit einer Fingerunter-
schrift versehen werden können. Eine 
Signatur über das Pad oder das Handy 
gehört insofern auch schon zu den 
Voraussetzungen, welche eine moderne 
App bieten muss. Auch in dieser Hin-
sicht werden wir also den digitalisierten 
Arbeitsprozess optimieren. Dennoch 

ist es natürlich für den Juristen von 
großer Bedeutung, die jeweiligen 
Formerfordernisse einzuhalten, um für 
den Versicherungsmakler maximale 
Rechtsicherheit zu gewährleisten. 

XI. Patientenverfügung
Des Weiteren plane ich auch, dem Ver-
sicherungsmakler einen Mehrwert für 
seine Endkunden zu bieten, in dem wir 
Muster für Patientenverfügungen und 
Vorsorgevollmachten anbieten. Dieses, 
wie auch andere vorgenannte Themen, 
gehen in den Bereich der rechtlichen 
Unterstützung ein. Der Versiche-
rungsmakler darf nur im Rahmen der 
Vermittlung und Betreuung von Versi-
cherungsverträgen rechtsberatend tätig 
sein. Darüberhinausgehende rechtliche 
Beratung ist dem Versicherungsmakler 
untersagt. Mir aber nicht! Deshalb 
bieten wir diese rechtlichen Unterstüt-
zungen äußerst preisgünstig künftig den 
Versicherungsmaklern als Mehrwert an. 
Damit hat jeder Versicherungsmakler ei-
nen weiteren Mehrwert und „Türöffner“ 
gegenüber seinen Kunden und kann 
echte Mehrwerte bieten, die andere 
Dienstleister ohne eine Rechtszulassung 
eben nicht anbieten können. 

XII. Rechtliche Mehrwerte
Die Konkurrenz wählt eher Applikati-
onen und diese Anbieter sind selbst als 
Versicherungsmakler registriert, um in 
den Vermittlungsprozess eingebunden 
werden zu können. Dies gilt aber nicht 
für Klara! Wir werden gerade nicht in 
den Vermittlungsprozess eingebunden, 
wollen keine (umsatzsteuerfreien) 
Courtagen oder Provisionen, sondern 
sind ein beratender Dienstleister, der die 
Kommunikationslücke zwischen dem 
Versicherungsmakler und seinen Kunden 
schließt. Deshalb werden wir uns weiter 
überlegen, welche weiteren rechtlichen 
Mehrwerte dem Versicherungsmakler 
über Klara angeboten werden können. 

XIII. Schnittstellen
Auch in technischer Hinsicht werden 
wir natürlich weitere Optimierungen 
vorantreiben. Jede Maklerverwaltungs-
software ist herzlich eingeladen, die 
vorhandene technische Schnittstelle zu 
unseren Produkten zu nutzen. Darüber 
wollen wir die Vertragsverwaltung der 
vielen Endkundenverträge vereinfachen 
und optimieren. Derartige Schnittstel-
len zu den großen Maklerverwaltungs-
programmen sind also unerlässlich, 
obwohl wir natürlich Ihre Kundendaten 
in jedem beliebigen Format in Klara 
einspielen können. In technischer Hin-
sicht müssen wir aber auch hier eine 
vollständige Automatisierung schaffen. 
Wir sind daher sehr froh, dass bereits 
der vielleicht größte Anbieter, die Firma 
AMS, eine digitale Schnittstelle zu 
AppRiori eingerichtet hat. 

Sämtliche Vertriebe und Pools sind 
natürlich auch herzlich eingeladen, eine 
Schnittstelle zu Klara zu schaffen und 
über einen äußerst günstigen Einkaufs-
rabatt sämtlichen Partnern unsere tech-
nische Lösung anzubieten. Ich freue 
mich hier auf jede Kontaktaufnahme, 
um den gesamten Versicherungsver-
trieb unterstützen zu dürfen. 

Fazit:
Es gibt also nicht nur viele Visionen in 
der Erweiterung des Leistungsspek-
trums unserer Klara, sondern es gibt 
auch in technischer Hinsicht noch viele 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten. 
Dennoch ist es unser Ziel, den Mitbe-
werbern mit den wirklich wichtigen 
Dingen für den Versicherungsmakler 
einen Schritt voraus zu sein. Klara ist 
mit seiner Funktionalität einzigartig 
und wird nicht so einfach durch einen 
Mitbewerber zu kopieren sein! Vertrau-
en Sie daher auf Kompetenz, Rechtsi-
cherheit, Verlässlichkeit, Kontinuität 
und Unabhängigkeit. Den eins kann ich 
Ihnen heute schon versprechen: Klara 
wird es immer geben! 
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